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Regionale Wasserwirtschaft:
Bessere Lösungen durch 
Zusammenarbeit



Stets genügend Trinkwasser in guter Qualität zu liefern, kann Sie vor Probleme stellen. Zusammen mit Ihrer 
Nachbargemeinde stellen Sie die Versorgung von Trinkwasser langfristig sicher. 
Kooperationen sind auch beim Abwasser, beim Hochwasserschutz oder bei der Revitalisierung von Gewässern 
von Nutzen. Weshalb sie sich lohnen und wie Sie vorgehen können, zeigt der Wasserkompass für Gemeinden. 
Bestellen Sie ihn unter www.wasser2013.ch
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Grenzen überwinden
Die nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser ist eine der gröss-

ten Herausforderungen dieses Jahrhunderts. Bereits heute lebt 

ein Drittel der Menschheit in Gebieten mit Wasserknappheit.  

Bis in zwölf Jahren wird es die Hälfte sein. Fast eine Milliarde 

Menschen hat keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser.

Wasser ist hierzulande reichlich und in hervorragender Qualität 

vorhanden. Die Schweiz verfügt über grosses Know-how und 

über viel Erfahrung in der Entwicklungszusammenarbeit im 

Wassersektor. Diese grenzüberschreitende Kooperation ist nicht 

nur eine Frage der Solidarität, sondern eine Frage der Verant-

wortung. Denn unsere Abhängigkeit vom Wasser anderer Länder 

ist enorm: Der Wasserfussabdruck der Schweiz entsteht zu 

80 Prozent im Ausland. Ein Grossteil unserer Verbrauchsgüter 

und Nahrungsmittel wird in Ländern mit knappen Wasser

vorkommen produziert. 

Die Beiträge der vorliegenden Ausgabe von «Thema Umwelt» 

richten den Blick nach innen und zeigen anhand verschiedener 

Beispiele, weshalb und unter welchen Voraussetzungen sich eine 

verstärkte Zusammenarbeit im Wasserbereich nicht nur über die 

Grenzen von Ländern und Kontinenten, sondern auch zwischen 

Gemeinden und Regionen lohnt. Sie kann vom einfachen Vertrag 

mit der Nachbargemeinde bis zum integralen Management im 

gesamten Einzugsgebiet eines Gewässers reichen. Um sie zum 

Erfolg zu bringen, gilt es in erster Linie, die Grenzen im Kopf zu 

überwinden und alle Anspruchsgruppen miteinzubeziehen. 

Regionale Zusammenarbeit trägt viel zu einer langfristig siche-

ren, umweltverträglichen und bezahlbaren Wasserwirtschaft  

bei. Sie nutzt Synergien zwischen Trinkwasserversorgung, Ab-

wasserentsorgung, Hochwasserschutz und Revitalisierung und 

macht damit auch Ressourcen für andere wichtige Aufgaben  

frei – beispielsweise für Trinkwasserprojekte in Entwicklungs

ländern in Zusammenarbeit mit Solidarit’eau suisse.
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Landwirtschaft bedrohen zudem Grund- und 
Quellwasserfassungen. 

Auch die Abwasserreinigungsanlagen (ARA) 
stossen vielerorts an ihre Grenzen. In den letz-
ten Jahren haben sich insbesondere Mikrover-
unreinigungen als Herausforderung erwiesen. 
Diese geraten über unzählige Produkte des 
täglichen Gebrauchs und über Pflanzen- und 
Materialschutzmittel in die Gewässer, wo sie 
Wasserlebewesen und die Qualität des Trink-
wassers gefährden. Aktuell können ARA diese 
Stoffe nur ungenügend aus dem Abwasser 
filtern. Viele Anlagen müssen deshalb saniert 
oder ausgebaut werden.

Wasser verbindet
Die Schweiz verfügt über eine gut funktionierende Wasserwirtschaft. Trotzdem gibt es 

Spannungen zwischen Trinkwassergewinnung, Abwasserreinigung, Hochwasser- und Natur-

schutz. Kooperationsprojekte können diese Konflikte lösen, bedingen aber die kommunale 

Zusammenarbeit im Einzugsgebiet. Erfolg versprechend sind passende Kooperationsformen, 

Partizipationsprozesse und motivierte Leitfiguren. 

Simon Zeller  Die Schweiz wird oft als 
Wasserschloss bezeichnet. Die ausgeprägte 
Topografie und die Gletscher machen sie 
zum grössten Wasserspeicher Europas. Fast 
jede Gemeinde ist dank sprudelnder Quellen, 
Grundwasserfassungen oder sauberer Seen 
mit Trinkwasser versorgt. Auch die Abwasser-
reinigung funktioniert meist tadellos und führt 
gebrauchtes Wasser in den Kreislauf zurück. 

Druck auf die Ressource Wasser steigt
Obwohl im Prinzip genügend Wasser vor-
handen ist, steigt der Druck auf die für uns 
lebenswichtige Ressource stetig. Grund dafür 

ist nicht der Wasserverbrauch – dieser nimmt 
im Gegensatz zum Verbrauch fast aller an-
deren Konsumgüter seit den 70er-Jahren ab. 
Vielmehr sind es verschiedene Nutzungs-
konflikte, die inzwischen fast alle Gemeinden 
und Kantone beschäftigen. So wird heute aus 
mehr als 90 Prozent aller nutzbaren Gewässer 
Energie gewonnen. Dies geschieht meistens 
auf Kosten der Natur. Zwecks Wassernutzung 
und Hochwasserschutz sind im Mittelland 
etwa 40 Prozent der Fliessgewässer verbaut, 
im Siedlungsgebiet sind es sogar über 80 Pro-
zent. Die starke Zersiedelung, der Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur und die intensive 

Keystone
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Die Schweizer Gewässer müssen 
vielen Ansprüchen genügen. Durch 
Kooperationsprojekte lassen sich 
nicht nur Nutzungskonflikte besser 
lösen, sondern auch die Qualität, 
Effizienz und Wirtschaftlichkeit der 
Wasserwirtschaft steigern.

Wasser hält sich nicht an 
Gemeindegrenzen
In der Schweiz ist die Wasserwirtschaft äus-
serst kleinräumig organisiert. Die Trinkwasser-
versorgung liegt aus historischen Gründen fast 
überall in den Händen der Gemeinden. Beim 
Abwasser ist bereits ein Trend zu grösseren 
Zweckverbänden mit gemeinsamen Anlagen 
festzustellen. Dennoch gibt es nach wie vor 
eine grosse Zahl kleiner und kleinster ARA, die 
trotz tiefer Reinigungsleistung sehr teuer sind. 
Auch Gewässerrevitalisierungen beschränken 
sich oft auf kurze Abschnitte innerhalb eines 
Gemeindegebietes. 

Da Gewässer und deren Einzugsgebiete sich 
nicht an die Gemeindegrenzen halten, braucht 
es einen Paradigmenwechsel in der Wasser-
wirtschaft. Bund und Kantone fördern deshalb 
das integrale Einzugsgebietsmanagement. Die-
ses zieht alle wichtigen Akteure in ein Projekt 
mit ein und richtet sich explizit nach den na-
türlichen Grenzen des Wassers. Die Konse-
quenz sind grössere wasserwirtschaftliche Ein-
heiten und eine engere Koordination zwischen 
den verschiedenen Sektoren der Wasserwirt-
schaft (siehe Beitrag Seite 14).

Kooperationen lohnen sich
Die Trinkwasserversorgung und die Abwas-
serentsorgung sind natürliche Monopole. Da 
es keinen Markt gibt, werden die Tarife von 
den Behörden bestimmt. Vergleicht man ver-
schiedene Gemeinden, so findet man bei fast 
identischer Leistung sehr grosse Unterschiede. 
Konkrete Zahlen aus dem Kanton Solothurn 
zeigen, dass die Kosten für Wasser und Ab-
wasser je nach Gemeinde um den Faktor vier 
variieren können (siehe Beitrag Seite 6). Ein 
wichtiger Grund für diese Unterschiede ist 
die Grösse der Anlagen. Eine Studie des Ver-
bands der Schweizer Abwasser- und Gewässer-
schutzfachleute VSA hat ergeben, dass die Ab-
wasserversorgung in Gemeinden mit 100 bis 
1000 Einwohnern 395 Franken pro Jahr kos-
tet. Bei Städten mit über 50 000 Einwohnern 
sind es nur noch 172 Franken. Grössere 
Anlagen, welche von mehreren Gemeinden 
genutzt werden, sind aufgrund der tieferen 
Fixkosten und der besseren Auslastung nicht 
nur günstiger, sondern verfügen auch über 
eine bessere Reinigungsleistung. 

Das Gleiche gilt für die Trinkwasserversor-
gung. Schliessen sich verschiedene Gemein-
den zu einem Verbund zusammen, können 
ineffiziente Anlagen stillgelegt werden und 
sowohl die Versorgungssicherheit als auch die 
Wirtschaftlichkeit verbessern sich. Schweiz-
weit dürfte das Potenzial für Effizienzsteige-
rungen beträchtlich sein.

Warum nicht öfter kooperiert wird
Aus Sicht der Volkswirtschaft und des Um-
weltschutzes sind Kooperationsprojekte im 
Wasserbereich sehr oft sinnvoll. Dennoch 
gibt es erst wenige Gebiete, in welchen ein 
funktionierendes integrales Einzugsgebietsma-
nagement umgesetzt worden ist. Gründe dafür 
gibt es viele. Oft ist der Leidensdruck in einer 
Region einfach nicht gross genug, um aktiv 
zu werden. Verglichen mit dem Haushalts
einkommen sind die Kosten für die Trink- und 
Abwasserversorgung verschwindend gering. 
Schäden von Hochwasserereignissen werden 
in der Regel von Versicherungen gedeckt und 
der Wert der Biodiversität, welche in dege-
nerierten Gewässern fehlt, lässt sich kaum 
beziffern. Es ist deshalb einfach, nichts zu tun. 

Jede Veränderung an Gewässern oder an 
der Infrastruktur der Wasserwirtschaft ruft 
Widerstände hervor. Partikularinteressen ver-
schiedener Akteure können Projekte, die der 
Allgemeinheit zugutekommen, blockieren. 
Oft werden aber auch irrationale Gründe wie 
falsch verstandene Autonomiebestrebungen 
oder Misstrauen gegenüber Nachbargemein-
den vorgeschoben. Manchmal scheitert ein 
Projekt aber auch am schlechten Timing. So 
kann in einer Gemeinde beispielsweise die 
Sanierung einer ARA anstehen und der Wille 
für eine regionale Lösung da sein. Weil aber 
die Nachbargemeinden nicht gleich weit sind 
oder vor Kurzem Investitionen in eigene An-
lagen getätigt haben, bietet sich keine Koope-
ration an. 

Schritte zum Erfolg
Das integrale Einzugsgebietsmanagement ist 
eine komplexe Angelegenheit und wird des-
halb meistens von einer übergeordneten In-
stanz initiiert und geleitet. Neben dem Bund 
sind hier auch einige Kantone aktiv geworden 
und bieten Hilfe an. Es hat sich jedoch gezeigt, 

dass ein solcher Top-Down-Ansatz alleine 
nicht immer zum Erfolg führt. Bei vielen Pro-
jekten ist das Engagement einzelner Akteure 
aus der Basis (Bottom-Up-Ansatz) unerlässlich. 
Die Vorgehensweise von der Analyse bis hin 
zur konkreten Umsetzung ist bei den verschie-
denen wasserwirtschaftlichen Projekten recht 
ähnlich. Der vom Bundesamt für Umwelt Bafu 
herausgegebene «Wasserkompass für Gemein-
den» kann hierzu wertvolle Unterstützung 
bieten. 

Grundsätzlich braucht es aber für jedes Pro-
jekt einen Auslöser, etwa ein akutes Problem 
bei der Wasserversorgung, ein Hochwasser
ereignis, eine ablaufende Konzession oder 
einen Sanierungsbedarf an bestehenden Anla-
gen. Geschickt genutzt, können solche Ereig-
nisse auch als Legitimation für weitergehende 
Projekte dienen. Für die Ausarbeitung eines 
Projekts ist es zentral, dass jede betroffene 
Gemeinde einen Weg findet, der zu ihr passt. 
Oft hilft hier die Schaffung einer schlanken, 
übergeordneten Trägerschaft (siehe Beitrag 
Seite 12). 

Damit ein Projekt mehrheitsfähig wird, 
braucht es einen professionell geleiteten Par-
tizipationsprozess, der die Betroffenen zu Be-
teiligten macht. Naturbedingt sind bei sol-
chen Projekten immer viele unterschiedliche 
Akteure involviert. Durch Transparenz von 
Seiten der Projektleitung und klare Abma-
chungen lassen sich Partizipationsprozesse 
effizient durchführen. Ausserdem braucht es 
bei allen Projekten genügend Zeit und eine 
motivierte Führung. 

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Dossier «Regionale Wasserwirtschaft» 
Die Beiträge des vorliegenden Dossiers basieren auf den Referaten der Tagung 
«Kommunale Wasserwirtschaft: mehr Effizienz durch Zusammenarbeit», die 
Pusch am 10. September 2013 durchgeführt hat. Die Herausgabe des vorliegen-
den Hefts wurde vom Bundesamt für Umwelt Bafu finanziell unterstützt.

Simon Zeller, Projektleiter Pusch, 
Hottingerstrasse 4, 8024 Zürich, 
044 267 44 11, simon.zeller@pusch.ch, 
www.pusch.ch

http://www.pusch.ch/index.php?pid=20&id=93&backlink
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Weshalb sich Kooperationsprojekte lohnen
Durch die kommunale Prägung der Schweizer Wasserwirtschaft bestehen vielerorts klein

räumige Versorgungs- und Entsorgungsstrukturen. Spätestens bei der Sanierung oder dem 

Ersatz bestehender Anlagen stellt sich die Frage, ob man nicht vermehrt Synergien in der 

Region nutzen will. Beispiele aus der Praxis zeigen, dass sich regionale Kooperationsprojekte 

lohnen und die Gemeinden entlasten. 

Martin Würsten  Die Aufgaben der Sied-
lungswasserwirtschaft, also die Wasserversor-
gung und die Abwasserentsorgung, liegen in 
den meisten Kantonen in der Verantwortung 
der politischen Gemeinden. Nur in wenigen 
Kantonen sind abweichende Lösungen vor-
handen. So ist im Kanton Basel-Landschaft 
das Amt für industrielle Betriebe (AIB) für die 
Abwasserreinigung verantwortlich. Im Kanton 
Uri wurde vor noch nicht allzu langer Zeit 
die Abwasser Uri AG gegründet, welche sämt-
liche Kläranlagen, Abwasserpumpwerke und 
das Kanalnetz für alle Urner Gemeinden be-
treibt, und im Kanton Genf sind die Services 
Industriels de Genève (SIG) im ganzen Kan-
tonsgebiet für die Wasserversorgung und die 
Abwasserreinigung zuständig.

Historisch gesehen wurden in den Ge-
meinden vor rund 100 Jahren zuerst die 
Wasserversorgungen aufgebaut. Die Abwas-
serableitungen und insbesondere die Abwas-
serreinigungen kamen erst später dazu. Dieser 
kommunal geprägte Aufbau der Wasserversor-
gung war nicht zuletzt deshalb möglich, weil 
die Schweiz bekanntlich ein wasserreiches 
Land ist. Praktisch jede Gemeinde hatte Quell- 
oder Grundwasser in unmittelbarer Nähe zur 
Verfügung. 

In Analogie dazu wurde später die Abwasser-
entsorgung auf- und ausgebaut, wobei die Ab-
wasserreinigungsanlagen (ARA), im Gegensatz 
zur Wasserversorgung, von vielen Gemeinden 
bereits in Kooperationsprojekten erstellt wur-
den, wozu sich die Gemeinden zu Verbänden 
zusammenschlossen. So gibt es heute in der 
Schweiz mit 2408 Gemeinden (Stand 2013) 
zwar immer noch gegen 3000 Wasserversor-
gungen, aber lediglich etwa 750 ARA mit mehr 
als 100 angeschlossenen Einwohnerwerten.

Überzeugende technische Leistungen 
Mit Stolz darf festgehalten werden, dass sich 
die technischen Leistungen der schweizeri-
schen Siedlungswasserwirtschaft sehen lassen 
können und auch im internationalen Vergleich 
sehr gut abschneiden. Verlässlich und prak-
tisch ohne (unangekündigte) Unterbrüche 
werden Haushalte und Betriebe mit bestem 

Trink- und Brauchwasser versorgt. Das Ab-
wasser wird ebenso verlässlich abgeleitet und 
gereinigt. 

Auch im Vergleich zu anderen Infrastruktur-
leistungen wie dem öffentlichen Verkehr oder 
der Energiewirtschaft schneiden die Leistun-
gen der Siedlungswasserwirtschaft gut oder 
sogar besser ab. So ist beispielsweise der Ge-
samtwasserverbrauch in der Schweiz seit den 
1970er-Jahren rückläufig. Heute ist der mitt-
lere Wasserverbrauch pro Person und Tag mit 
300 Litern kleiner als Ende des Zweiten Welt-
kriegs, obschon sicher niemand den Eindruck 
hat, dass wir an Wassermangel leiden. Kaum 
irgendwo sonst hat unsere Gesellschaft ihren 
Ressourcenverbrauch reduzieren können. Im 
gleichen Zeitraum hat der Energieverbrauch 
beträchtlich zugenommen. Die Elektrizitäts-

wirtschaft wird grosse Anstrengungen unter-
nehmen müssen, um nur schon eine Stabili-
sierung des Energieverbrauchs zu erreichen.

Grosse Unterschiede bei den Gebühren
Eine Gebührenpolitik, welche dem Wertver-
zehr der Infrastrukturen Rechnung trägt, stellt 
zunehmend sicher, dass die effektiven Kosten 
in der Siedlungswasserwirtschaft mit den Ge-
bühren kostendeckend finanziert werden. Der 
Werterhalt und der Ersatz von Anlagen sollten 
deshalb nicht zu Gebührensprüngen führen. 

Zwar sind die Gebühren in den letzten Jah-
ren etwas angestiegen, sie bewegen sich aber 
im Durchschnitt innerhalb eines vertretbaren 
Masses. Es fällt jedoch auf, dass die Gebühren-
unterschiede zwischen den einzelnen Gemein-
den beträchtlich sind. So betragen die tiefsten 

Nutzen Gemeinden kostenaufwändige Infrastrukturanlagen im Wasserbereich 
gemeinsam, entlastet das nicht nur die einzelnen Gemeinden, sondern auch 
die Gebührenrechnung der Einwohner.
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Martin Würsten, Chef Amt für Umwelt 
des Kantons Solothurn, Werkhofstrasse 5, 
4509 Solothurn, 032 627 28 06, 
martin.wuersten@bd.so.ch

Gebühren für Wasser und Abwasser im Kanton 
Solothurn 2 Franken pro Kubikmeter und die 
höchsten über 8 Franken bei einem Mittel- 
wert von 4.50 Franken pro Kubikmeter. Bei 
einem durchschnittlichen Wasserverbrauch 
von 60 Kubikmetern pro Einwohner und Jahr 
variieren somit die Jahreskosten für eine drei-
köpfige Familie zwischen 360 und 1500 Fran-
ken. Solche Unterschiede für an sich die glei-
chen Leistungen lassen aufhorchen.

Als typischer Monopolbetrieb trägt die Sied-
lungswasserwirtschaft jedoch eine besondere 
Verantwortung gegenüber den Konsumentin-
nen und Konsumenten und muss sich deshalb 
gefallen lassen, kritisch hinterfragt zu werden. 
Es stellt sich die Frage, ob die gleichen oder 
bessere Leistungen nicht auch anders und 
günstiger erbracht werden könnten. 

Aufwand und Kosten senken
Wer für die Wasserversorgung oder Abwasser-
entsorgung verantwortlich ist, muss sich in-
tensiv mit Planung, Bau und Betrieb der damit 
verbundenen Anlagen befassen und, auch im 
Verwaltungsbereich, über die dafür notwendi-
gen Kompetenzen verfügen. Gerade für kleine 
Gemeinden ist dies kaum machbar.

Unabhängig von der Gemeindegrösse besteht 
eine autonome Wasserversorgung mindestens 
aus zwei Grund- oder Quellwasserfassungen, 
einem Reservoir und den Leitungen für die 

Verteilung des Wassers. Mit zwei unabhän-
gigen Fassungen soll sichergestellt werden, 
dass beim Ausfall einer Fassung die Gemeinde 
gleichwohl mit Wasser versorgt werden kann. 
Bei der Abwasserentsorgung ist – nebst dem 
Kanalnetz und den Sonderbauwerken – eine 
Abwasserreinigungsanlage nötig. Der Betrieb 
der Anlagen muss rund um die Uhr sicher-
gestellt sein, wozu auch ein Pikettdienst und 
geregelte Stellvertretungen gehören.

Wenn sich Gemeinden zur Zusammenarbeit 
entschliessen, erwachsen daraus verschiedene 
Vorteile. Ein deutlicher Gewinn kann durch 
die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur-
anlagen erzielt werden. Die Kosten der Sied-
lungswasserwirtschaft resultieren nämlich 
überwiegend aus den Kapitalkosten für solche 
Anlagen; diese machen rund 60 bis 80 Prozent 
der Jahreskosten aus.

Wenn mehrere Gemeinden eine gemein-
same regionale Wasserversorgung betreiben, 
lassen sich die Infrastrukturanlagen optimie-
ren, die Versorgungssicherheit erhöhen und 
der Aufwand für Verwaltung und Unterhalt 
senken. Ziele, die im Interesse aller Wasser-
bezüger sind. 

Wasser zu einheitlichen Bedingungen
Für die Region Biel-Grenchen-Solothurn 
konnte ein Konzept des Vereins Aqua Regio 
in Zusammenarbeit mit dem Wasserwirt-
schaftsamt des Kantons Bern (heute Amt für 
Wasser und Abfall) und dem Amt für Umwelt 
des Kantons Solothurn zeigen, dass mit einer 
zukunftsorientierten Struktur 16 Quellfas-
sungen, 6 Grundwasserfassungen, 13 Pump-
werke und 13 Reservoire aufgehoben werden 
könnten. Demgegenüber müssten zur Sicher-
stellung der vernetzten Versorgung 8 neue 
Pumpwerke, 3 Reservoire und 24 Kilometer 
Transportleitungen erstellt werden. Das Was-
ser könnte so im ganzen Versorgungsgebiet 

zu einheitlichen Bedingungen abgegeben 
werden. Die Gemeinden wären einzig noch 
für die Feinverteilung des Wassers zuständig 
(Sekundäranlagen), aber nicht mehr für die 
Beschaffung, den regionalen Transport und die 
Speicherung (Primäranlagen).

Die Kosten pro Einwohner für die Abwas-
serentsorgung (Abwasserableitung und Reini-
gung) sind für Einzugsgebiete mit mehr als 
50 000 Einwohnerwerten deutlich geringer als 
für Einzugsgebiete mit weniger Einwohner-
werten (siehe Abbildung). Die gemeinsame 
Optimierung und Nutzung der Infrastrukturen 
führt zwar zu etwas längeren Wasser- und Ka-
nalisationsleitungen, aber zu weniger Grund- 
und Quellwasserfassungen, Pumpwerken, Re-
servoiren und ARA. Unter dem Strich gesehen 
lohnt sich diese Entwicklung. Besonders klar 
wird dies, wenn nicht nur die Investitionskos-
ten miteinander verglichen werden, sondern 
die Jahreskosten, welche auch die Lebens-
dauer der Anlagen und die Betriebskosten 
berücksichtigen.

In der Abwasserentsorgung hat sich die 
Zusammenarbeit bereits gut etabliert. Bei der 
Wasserversorgung harzt sie noch etwas. Das 
dürfte unter anderem damit zusammenhän-
gen, dass Trinkwasser positiver konnotiert ist 
als Abwasser. Es darf jedoch damit gerechnet 
werden, dass die Zusammenarbeit in der Was-
serversorgung bald einen ähnlichen Stellen-
wert bekommt wie in der Abwasserentsorgung.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Pu
sc

h

Die Gesamtkosten für die Abwasserentsorgung pro angeschlossenem Einwohnerwert 
sind abhängig von der Grösse der Abwasserreinigungsanlage: je grösser die Anlage, 
desto tiefer die Kosten.

V
SA
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Paradigmenwechsel in der Wasserwirtschaft
Wasserwirtschaft umfasst alle Aktivitäten des Menschen zur Nutzung des Wassers, zum Schutz 

des Wassers und zum Schutz vor den Gefahren des Wassers. Eine integrale Wasserwirtschaft 

versucht, diese drei Ziele in Einklang zu bringen. Das erfordert eine angemessene Zusammen-

arbeit zwischen den Sektoren und über politisch-administrative Grenzen hinweg sowie das 

Engagement und den politischen Willen auf allen Ebenen. 

Patrizia Dazio  Die schweizerische Was-
serwirtschaft hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten erfolgreich entwickelt und jeder 
Sektor hat für sich Enormes geleistet. Zuneh-
mend treffen aber die verschiedenen Interes-
sen an den Gewässern aufeinander. Angesichts 
dieses gestiegenen Koordinationsbedarfs und 
neuer Herausforderungen stösst die Schweizer 
Wasserwirtschaft mit ihren sektoralen und oft 
kleinräumigen Strukturen an ihre Grenzen. 
Konsequenterweise ist eine Entwicklung zu 
beobachten, die vermehrt integrale Bewirt-
schaftungsansätze einbezieht, welche den Ko-
ordinationsbedarf zwischen den Sektoren be-
rücksichtigt, sich an den natürlichen Grenzen 
des Wassers orientiert und auf längerfristige 
Entwicklungsziele setzt.

Der Beitrag des Bundes
Von verschiedener Seite kam der Ruf, der Bund 
möge eine führende Rolle einnehmen, indem 

er konzeptionelle Grundlagen erarbeite, Pra-
xishilfen zur Verfügung stelle und im Rahmen 
seiner – auch gesetzlichen – Möglichkeiten 
integrale Ansätze fördere. Diesem Ruf folgend 
hat der Bund unter anderem in Zusammen-
arbeit mit der Wasser-Agenda 21 und weiteren 
Akteuren entsprechende Schritte umgesetzt, 
um einer integralen Wasserwirtschaft näher 
zu kommen.

Mit Konzepten, Vollzugshilfen, Praxisgrund-
lagen sowie zahlreichen Berichten und Stu-
dien bietet das Bundesamt für Umwelt Bafu 
Hilfestellung für die Umsetzung der Grund-
sätze einer integralen Wasserwirtschaft. Über 
Tagungen und weitere Anlässe unterstützt es 
den Erfahrungsaustausch und sensibilisiert die 
Zielgruppen für die Thematik. Zudem unter-
stützte das Bafu auch Pilotprojekte in den 
Kantonen, um Erfahrungen zu sammeln und 
das Einzugsgebietsmanagement in der Praxis 
zu fördern.

Integrales Einzugsgebietsmanagement
Die Publikation des Leitbilds «Einzugsgebiets-
management» im Jahr 2011 ist ein wichtiger 
Meilenstein auf dem Weg zu einer integralen 
Wasserwirtschaft. Gestützt auf eine breite 
Trägerschaft liegt damit ein einheitliches Ver-
ständnis der Grundsätze des Einzugsgebiets-
managements vor, das als Orientierungsrah-
men für die Akteure der Wasserwirtschaft 
auf Stufe Bund, in den Kantonen, Regionen, 
Verbänden und Gemeinden dient. Einzugs-
gebietsmanagement wird darin definiert als 
ein Ansatz zur sektorenübergreifenden Be-
wirtschaftung der Wasserressourcen, Gewäs-
ser und Wasserinfrastrukturen, der sich an 
langfristigen Zielen orientiert und in einem 
kontinuierlichen Zyklus von Planungs-, Um-
setzungs- und Überwachungsprozessen erfolgt 
(siehe Abbildung 1). Als Bezugsraum dient das 
Einzugsgebiet. 

Für die praktische Anwendung konkretisiert 
eine Praxisanleitung «Einzugsgebietsmanage-
ment» die Grundsätze aus dem Leitbild, be-
schreibt das methodische Vorgehen, bietet 
Hilfsmittel, erläutert Umsetzungsoptionen und 
illustriert diese durch Fallbeispiele. Nachdem 
im Jahr 2012 die ersten Teile zu den Phasen 
«Initiative» und «Strategische Planung» des 
Einzugsgebietsmanagements publiziert wur-
den, erscheinen die weiteren Teile der Praxis-
anleitung voraussichtlich noch in diesem Jahr. 
Die Praxisanleitung betont auch, dass Einzugs-
gebietsmanagement kein Selbstzweck ist. Es 
soll dort zur Anwendung kommen, wo ein er-
heblicher Koordinationsbedarf zwischen den 
Bereichen, den Gemeinwesen und im Einzugs-
gebiet besteht. Ist dieser Koordinationsbedarf 
gegeben, führt allerdings für ausgewogene, 
wirksame und effiziente Lösungen kein Weg 
am integralen Ansatz vorbei.

Koordinationsgebot 
wasserwirtschaftlicher Vorhaben
Die Grundsätze des Einzugsgebietsmanage-
ments beruhen zwar auf einem breit abge-
stützten Konsens, stellen jedoch in dieser 
Form auf nationaler Ebene keine verbindliche 
Rechtsgrundlage dar. Vor diesem Hintergrund 

Abbildung 1: Integrales Einzugsgebietsmanagement folgt einem kontinuierlichen Zyklus 
von Planungs-, Umsetzungs- und Überwachungsprozessen.
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wurden mit der Revision des Gewässerschutz-
rechts im Jahr 2011 eine Reihe neuer Bestim-
mungen eingeführt. Diese gewährleisten, dass 
den vorhandenen Wechselwirkungen, Sy-
nergien, Konflikten und Abhängigkeiten wo 
nötig oder sinnvoll durch eine geeignete Ab-
stimmung Rechnung getragen wird. Sie ver-
langen soweit erforderlich eine Koordination 
wasserwirtschaftlicher Vorhaben und zum Teil 
explizit die Abstimmung im Einzugsgebiet, 
was wesentlichen Elementen des Einzugsge-
bietsmanagements entspricht.

Die Vollzugshilfe «Koordination wasser-
wirtschaftlicher Vorhaben» konkretisiert, was 
unter dem Koordinationsgebot für den Was-
serbereich zu verstehen ist. Sie legt dar, wann 
eine Abstimmung erforderlich ist, wie die 
Vorhaben im Einzugsgebiet aufeinander abge-
stimmt werden können und welche konkreten 
Handlungserfordernisse für die zuständigen 
Vollzugsbehörden bestehen. Das Koordina-
tionsgebot umfasst im Kern eine Reihe von 
Vorgehensschritten: den Koordinationsbedarf 
ermitteln, die Koordinationsform festlegen 
und schliesslich die Koordinationshandlungen 
auslösen und umsetzen (siehe Abbildung 2).

Es ist aber festzuhalten, dass Koordination 
nicht in jedem Fall integrale Planung bedeu-
tet. Da Koordination immer mit Aufwand ver-
bunden ist und keinen Selbstzweck darstellt, 
lautet das Motto: «Dem effektiven Koordina-
tionsbedarf entsprechend so viel koordinieren 
wie nötig». Artikel 46 Absatz 1 der Gewässer
schutzverordnung stellt das Koordinations
gebot deswegen auch explizit unter die Be-
dingung «soweit erforderlich».

Wasserkompass für die Gemeinden
Gesetzliche Vorgaben und Verordnungen for-
dern von den Gemeinden (und fördern oftmals 
auch) eine Abstimmung in allen Bereichen 
der Wasserwirtschaft. Die Erfahrungen zeigen 
jedoch, dass Kooperationen, welche die Ge-
meinden aus eigenem Antrieb in die Wege 
leiten, unter Umständen auf höhere Akzep-
tanz stossen und damit tragfähiger sind als 
eine gesetzlich verordnete Zusammenarbeit. 
Aus diesem Grund und aus Anlass des inter-

nationalen Jahres der Zusammenarbeit im 
Wasserbereich hat das Bafu die Entwicklung 
des «Wasserkompass für Gemeinden» (siehe 
Beitrag Seite 10) angeregt.

Der mit Unterstützung und Fachwissen 
wichtiger Akteure entwickelte Wasserkom-
pass richtet sich an Entscheidungsträger in 
den Gemeinden. Er gibt Anregungen dazu, 
wann sich Kooperationen über die Grenzen 
der eigenen Gemeinde hinweg lohnen und 
wie man dabei vorgeht. Er beschreibt für die 
verschiedenen Bereiche der Wasserwirtschaft 
unterschiedliche Ausgangslagen und Lösungs-
szenarien für eine engere Zusammenarbeit, 
weist auf Chancen hin und zeigt Möglichkei-
ten, aber auch Grenzen von Kooperationen 
auf.

Basis für eine moderne Wasserwirtschaft
Für die Zusammenarbeit und Koordination in 
der Wasserwirtschaft und zur Umsetzung des 
Ansatzes des Einzugsgebietsmanagements be-
stehen heute gute Grundlagen. Die Basis für 
eine moderne Wasserwirtschaft ist gelegt. Da-
rauf lässt sich aufbauen. Es ist erfreulich, dass 
sich bereits heute Akteure auf allen Ebenen 
in verschiedenen Regionen der Schweiz für 
die Koordination, Integration und grenzüber-
greifende Zusammenarbeit in der Wasserwirt-
schaft einsetzen und diese zunehmend in die 
Praxis umsetzen. Einige Kantone haben diese 
integralen Ansätze in ihrer Gesetzgebung ver-
ankert. Sie haben – wie auch verschiedene 
Gemeinden und Verbände – entsprechende 
Prozesse gestartet und bei der Realisierung 
von Projekten erste Erfolge erzielt.

Das Bafu setzt sein Engagement fort und 
nutzt die Gelegenheiten, die Grundsätze 

des Einzugsgebietsmanagements in die stra-
tegischen Aktivitäten auf nationaler Ebene 
einzubauen – beispielsweise im Rahmen der 
Anpassungsstrategie an den Klimawandel oder 
den Aktivitäten im Zusammenhang mit der 
Renaturierung der Gewässer. Das Bafu bleibt 
auch auf der kommunikativen Ebene aktiv, 
unterstützt den Erfahrungsaustausch und 
fördert Massnahmen zur Sensibilisierung der 
verschiedenen Zielgruppen.

Um den eingeschlagenen Weg erfolgreich 
weiter zu gehen, braucht es das Engagement 
und den politischen Willen auf allen Ebenen 
sowie die Bereitschaft, Problemstellungen 
ganzheitlich zu betrachten und Einzelinteres-
sen hintenanzustellen.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Schritt 2: Koordinationsform wählen

Schritt 3: Koordinationshandlungen umsetzen 
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Abbildung 2: Die Vollzugshilfe 
«Koordination wasserwirt-

schaftlicher Vorhaben» 
konkretisiert die verschie- 

denen Schritte von der  
Planung bis zur Umsetzung.
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Gemeinsam bessere Lösungen finden
Von der Wasserversorgung über die Abwasserentsorgung bis hin zum Hochwasserschutz – 

kleinräumige Strukturen in der Wasserwirtschaft stossen vielerorts an ihre Grenzen. Das spüren 

die Gemeinden bei ihren zahlreichen Vollzugsaufgaben besonders ausgeprägt. Der Wasser

kompass für Gemeinden zeigt, wann sich Zusammenarbeit und regionale Abstimmung lohnen 

und wie die Gemeinden zu einer tragfähigen Zusammenarbeit finden.

Martin Pfaundler  In den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten ist der Druck auf  
die Wasserressourcen und ihre Bewirtschaf-
tung kontinuierlich gestiegen. Die traditionell 
gewachsenen, oft kleinräumigen Strukturen 
innerhalb von Gemeindegrenzen genügen den 
steigenden Anforderungen kaum noch – sei 
es bei der Trinkwasserversorgung, bei Rena-
turierungen, beim Hochwasser- oder beim 
Gewässerschutz. 

Vor diesem Hintergrund entstand im Rah-
men des «Internationalen Jahres der Zusam-
menarbeit im Bereich Wasser 2013» der Was-
serkompass für die Zusammenarbeit zwischen 
Gemeinden. Angeregt durch das Bundesamt 
für Umwelt Bafu und gestützt auf eine breite 
Trägerschaft trugen Expertinnen und Exper-
ten der Wasserwirtschaft ihr Wissen und ihre 
Erfahrung zusammen und bündelten sie in 
einem einfach verständlichen Leitfaden, der 
sich an die Entscheidungsträger auf kommu-
naler Ebene richtet. In sieben Schritten führt 
der Kompass die Verantwortlichen in den Ge-
meinden von der Idee einer Zusammenarbeit 
im Wasserbereich über sämtliche Abklärungen 
bis hin zum Entscheid, ob die Kooperation 
umgesetzt wird oder nicht (siehe Kasten).  
Dabei gibt er Informationen für die Zusam
menarbeit in allen Bereichen: Wasserver-
sorgung, Abwasserentsorgung, Hochwasser-
schutz, Renaturierungen, Wasserkraftnutzung, 
Landwirtschaft sowie Kooperationen im Sinne 
der Unterstützung von Wasserprojekten in 
Entwicklungsländern (siehe Beitrag Seite 22). 

Nutzungskonflikte bewältigen 
Die Erfahrung zeigt, dass verschiedene Situ-
ationen die Gemeinden veranlassen können, 
über eine Zusammenarbeit mit den Nach-
bargemeinden nachzudenken. Bei der Trink-
wasserversorgung zum Beispiel können ober-
flächennah gefasste Trinkwasserquellen in 
ausgeprägten Trockenperioden versiegen, was 
rasch einmal die Versorgungssicherheit infrage 
stellen kann. Die Versorgungssicherheit kann 
aber auch dann ins Wanken geraten, wenn 
eine Wasserkonzession nicht mehr erneuert 
wird oder wenn einzelne Wasserfassungen 

den hohen Sicherheits- und Qualitätsanforde-
rungen nicht mehr genügen. Beispielsweise, 
weil neue Strassen gebaut werden. 

So geschehen ist das in der Region Thun, wo 
das Strassenbauprojekt «Bypass Thun Nord» 
eine bestehende Grundwasserschutzzone tan-
giert. Ein klassischer Nutzungskonflikt, bei 
dem die Wasserversorgung den Kürzeren zie-
hen kann. Wegen dieses Strassenbauprojekts 
und infolge weiterer Nutzungskonflikte müs-

sen in der Region Thun kurz- bis mittelfris-
tig mehrere Grundwasserfassungen ausser 
Betrieb gesetzt werden. Engpässe bei der Ver-
sorgung sind damit vorprogrammiert. 

Synergien nutzen
Doch auch Investitionen in die Infrastruktur 
sind häufige Ursachen, um über eine Koopera-
tion nachzudenken. Dies zeigt das Beispiel der 
zwei Tessiner Abwasserverbände «Consorzio 

Anna Sommer

Der Wasserkompass für  
Gemeinden zeigt, wann sich  
Kooperationen lohnen und welche 
Schritte zu einer erfolgreichen  
Zusammenarbeit führen.
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Depurazione Acque Lugano e Dintorni» und 
dem «Consorzio Depurazione Acque del Me-
dio Cassarate», die sich noch in diesem Jahr 
zusammenschliessen wollen, um finanziell – 
aber auch fachlich und personell – mit den 
wachsenden qualitativen und quantitativen 
Anforderungen an die Siedlungsentwässerung 
mithalten zu können. 

Dass ein Ereignis wie ein Hochwasser eine 
regionale Zusammenarbeit auslösen oder be-
schleunigen kann, liegt auf der Hand. Es war 
denn auch das Hochwasser von 2007, das den 
Kooperationsprozess im Einzugsgebiet der 
Urtenen im Kanton Bern wenn nicht ausge-
löst, so doch beschleunigt hat. Allerdings sind 
die Lücken beim Hochwasserschutz nur das 
eine Problemfeld im Urtenental. Mangelhafte 
Wasserqualität und die Armut an natürlichen 
Lebensräumen mit kleiner Artenvielfalt sind 
weitere Aufgabenfelder, die dringend ange-
gangen werden sollten. Probleme, welche die 
betroffenen Gemeinden im Alleingang nicht 
mehr bewältigen konnten. Aus diesem Grund 
beschlossen die Wasserwirtschaftsorganisatio-
nen im Urtenental ein gemeinsames Vorgehen. 

Angepasste Lösungen finden
Im Rahmen des Projekts «Lebensraum Urte-
nen» wurde ein regionaler Entwässerungsplan 
mit integralem Hochwasserschutzkonzept er-
stellt, das die Bereiche Hochwasserschutz, 
Ökologie, Siedlungsentwässerung sowie Nah-
erholung und Landwirtschaft umfasst. Die Er-
gebnisse wurden 2012 von den 21 Verbands-
gemeinden positiv zur Kenntnis genommen. 
Als erster Schritt ist nun der Zusammenschluss 
der drei bestehenden Wasserverbände in einer 
neuen Organisation vorgesehen, die ab 2015 
alle wasserwirtschaftlichen Aufgaben im Ein-
zugsgebiet der Urtenen übernehmen soll (sie-
he Beitrag Seite 20). 

Die Schaffung einer neuen Trägerschaft für 
die Wasserversorgung zeichnete sich auch 
in der Region Thun rasch einmal ab, als die 
Auswirkungen der neuen Verbindungsstrasse 
deutlich wurden. Mit der Regionalplanung 
«Aquathun» (Perimeter von 30 Gemeinden, 
Trinkwasser für 95 000 Personen) wurden 

die notwendigen Planungsarbeiten in Angriff 
genommen. Dabei kamen die beteiligten 
Wasserversorgungen zum Schluss, dass mit 
einer gemeinsamen Anlage und einer regio-
nalen Trägerschaft die Versorgungssicherheit 
wirtschaftlich am sinnvollsten zu erreichen 
ist. Nach dem Vorliegen der Regionalplanung 
und der Gründung der regionalen Trägerschaft 
Wasserversorgung Region Thun AG (Waret 
AG) wurde mit einem technischen Konzept 
aufgezeigt, wie die Trinkwasserversorgung 
der Region Thun langfristig sichergestellt 
wird. Die Umsetzung einer neuen Wasser-
gewinnungsanlage wurde 2012 umgehend in 
Angriff genommen. 

Handlungsspielraum schaffen
Die komplette Zusammenlegung aller Wasser-
bereiche zu einem regionalen Zweckverband 
ist nicht immer zwingend die richtige Lösung. 
Von der losen Zusammenarbeit bis zur engen 
Kooperation gibt es viele Alternativen zum 
Alleingang, die den individuellen Situatio-
nen von Gemeinden gerecht werden. Denn 
eine moderne Wasserwirtschaft orientiert sich 
nicht an den Gemeinde- oder Kantonsgrenzen, 
sondern an den Grenzen, die das Wasser vor-

gibt. Die «Logik des Wassers» erfordert eine 
Zusammenarbeit innerhalb der «Grenzen des 
Wassers». Dies eröffnet Chancen, um bei der 
Bewirtschaftung des Wassers den Handlungs-
spielraum für Lösungen zu schaffen, die den 
Ansprüchen der kommenden Generationen 
genügen. Dazu will der Wasserkompass einen 
Beitrag leisten.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

In sieben Schritten zur Kooperation
Für eine langfristig gute Zusammenarbeit zwischen Gemeinden braucht es 
Lösungen, die bei Behörden, Organisationen und der Bevölkerung aller betei­
ligten Gemeinden abgestützt und mehrheitsfähig sind. Die Erfahrung zeigt,  
dass der Weg zu einer grenzüberschreitenden Kooperation – unabhängig von  
der Ausgangslage – Gemeinsamkeiten aufweist. Aus diesem Grund schlägt  
der Wasserkompass den kommunalen Entscheidungsträgern ein schrittweises 
Vorgehen vor: 

A	 Betrachten Sie die Situation der Wasserversorgung, der Abwasserentsorgung, 
einer Renaturierung, des Gewässer- oder Hochwasserschutzes stets im Kontext 
mit den anderen Ansprüchen ans Wasser.

A	 Bringen Sie die Idee einer möglichen Kooperation in den Gemeinderat und 
entscheiden Sie, wer bei den weiteren Schritten welche Aufgaben übernimmt.

A	 Klären Sie mit dem Kanton, welche eigenen Gestaltungsmöglichkeiten Ihre 
Gemeinde hat und welches Einzugsgebiet (Perimeter) betrachtet werden soll. 

A	 Suchen Sie aktive Mitstreiterinnen und Mitstreiter im Einzugs- oder Versor­
gungsgebiet, mit denen Sie das Projekt vorantreiben können.

A	 Informieren Sie die Bevölkerung, dass Sie für einen Wasserbereich neue Lösungs- 
ansätze prüfen und neben anderen Möglichkeiten auch eine Kooperation infrage 
kommt. Eine offene und transparente Informationspolitik ist für den Erfolg von 
Kooperationen von zentraler Bedeutung. 

A	 Lassen Sie die Entscheidungsgrundlagen für eine gemeinsame Lösung und  
ihre Umsetzung erarbeiten. Beauftragen Sie dafür ein Büro mit Erfahrung in ver­
gleichbaren Projekten. 

A	 Entscheiden Sie über das weitere Vorgehen. Nur wenn eine breite Einigkeit für 
eine gemeinsame Basis geschaffen werden kann, lohnt es sich, die Kooperation 
umzusetzen. Falls eine Einigung nicht möglich ist, können zu diesem Zeitpunkt 
alle Beteiligten aus dem Prozess aussteigen.
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Zukunftstaugliche Modelle der Zusammenarbeit
Die regionale Zusammenarbeit in der öffentlichen Wasserversorgung beschränkt sich meist  

auf die gemeinsame Behebung eines Defizits oder die Mitbenutzung von Anlagen. Man stülpt 

den bestehenden Trägerschaften eine zusätzliche über oder schliesst neue Verträge ab. So 

entstehen zunehmend unübersichtliche, schwerfällige und starre Strukturen. Sinnvoller ist die 

Förderung von schlanken Strukturen durch echte Partnerschaften mit gebündelten Zuständig-

keiten und fachlichen Kompetenzen.

Francis Berdat  Die Strukturen der Was-
serversorgung und der Abwasserentsorgung 
unterscheiden sich beträchtlich. Die Abwasser-
reinigung ist in der ganzen Schweiz mehrheit-
lich regional, überregional oder gar kantonal 
organisiert. Auch die Siedlungsentwässerung 
wird zunehmend überkommunalen Organisa-
tionen übertragen. In der Wasserversorgung 
hingegen herrschen kleinräumige Strukturen 
vor, die sich im Verlaufe der Jahrzehnte etab-
liert haben. 

Es war und ist immer noch schwierig, das 
regionale Gedankengut in diesem Bereich zu 
verankern. Die Wasserversorgungsbranche 
erweist sich als betont reformresistent, was 
meist emotional bedingt ist. Sie orientiert sich 
nach wie vor stärker an politischen Kriterien 
als an technischen und wirtschaftlichen. Zwar 
bestreitet heute kaum jemand, dass die Ge-
meinden vermehrt zusammenarbeiten sollen. 
Die Meinungen gehen aber auseinander, wenn 
die räumliche Ausdehnung und die Inhalte 
der Zusammenarbeit die Selbstbestimmung 
der Gemeinden tangieren.

Formen der Zusammenarbeit
Die Zusammenarbeit von Gemeinden in der 
Wasserversorgung kann sehr unterschiedliche 
Intensitäten und Formen annehmen:
A	 Vertragsverhältnisse: meist zur Zuschuss-
wasserlieferung oder Mitbenützung von be-
stimmten Anlagen Dritter. Verträge eignen 
sich nicht für die Erstellung und den Betrieb 
von gemeinsamen Anlagen, denn es entsteht 
ein unerwünschtes Geber-Nehmer-Verhältnis. 
Verträge stossen an ihre Grenzen, wenn mehr 
als zwei Wasserversorgungen betroffen sind, 
vor allem wenn Anlagen einer unbeteiligten 
Drittversorgung einbezogen werden müssen.
A	 Dachorganisationen: für einzelne gemein-
same Anlagen, meist für die Deckung des 
Spitzenverbrauchs. Das führt dazu, dass 
Wasserversorgungen mit Wasserüberschuss 
abseitsstehen. Die Mitglieder betreiben ihre 
eigenen Anlagen weiter, was schlecht aus-
gelastete, unwirtschaftliche Anlagekonfigura-
tionen zur Folge hat. Solche Zwitterlösungen 

sind deshalb nicht zu empfehlen, auch wenn 
sie weit verbreitet sind, namentlich in städti-
schen Agglomerationen.
A	 Regionale Primärversorger: Alle Anlagen der 
Wasserbeschaffung, des Transportes und der 
Speicherung werden einer regionalen Träger-
schaft übertragen. Damit gehen diese Anlagen 
in eine Hand und somit an einen einzigen Ent-
scheidungsträger über.
A	 Regionale Vollversorger: Alle Anlagen der 
öffentlichen Wasserversorgung – einschliess-
lich Versorgungsleitungen, Betrieb und Ver-
rechnung der Gebühren an die Wasserbezüger 
– werden einer regionalen Trägerschaft über-
tragen. 

Lasten verteilen
Die Weiterführung der noch vielerorts klein-
räumigen schweizerischen Wasserversorgung 
ist aus mehreren Gründen nicht tauglich 
für die Zukunft. Das gilt insbesondere im 
Bezug auf Nutzungs- und Schutzkonflikte, 
die Wirtschaftlichkeit, den Klimawandel oder 

die Anforderungen an die Professionalität. 
Deshalb sollten regionale Primär- oder Voll-
versorgungen angestrebt werden. Mit diesen 
zukunftsweisenden Formen der Zusammen-
arbeit können die Lasten partnerschaftlich 
verteilt und reine Geber- und Nehmerverhält-
nisse vermieden werden. Ungeeignete und 
unwirtschaftliche Anlagen werden stillgelegt 
und brachliegende Anlagekapazitäten besser 
genutzt. Verbrauchsspitzen werden gebro-
chen, da diese nicht in allen Wasserversorgun-
gen gleichzeitig auftreten. Schliesslich kann 
der Betrieb rationalisiert und professionalisiert 
werden, auch wenn die Anlagen physisch 
nicht miteinander verbunden sind.

Die Vorteile der regionalen Zusammen-
arbeit liegen auf der Hand. Und doch sind sie  
nur schwer zu erreichen, wenn die Wasser-
versorgungen nicht zeitgleich gleichartige 
Bedürfnisse haben. Interessanterweise wird 
die Notwendigkeit der regionalen Zusammen-
arbeit reflexartig nur über das Kriterium des 
Fehlwasserbedarfs definiert. So fördert man 
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die Bildung von Dachorganisationen, die aus-
schliesslich ein schlecht ausgelastetes und 
damit unwirtschaftliches Spitzendeckungs-
werk betreiben. Zielführender ist es, wenn 
Planungsperimeter ein geografisch in sich 
geschlossenes Gebiet umfassen, in dem alle 
Wasserversorgungen unabhängig von ihren 
aktuellen Bedürfnissen einbezogen sind, also 
auch jene mit dauerndem Wasserüberschuss 
(siehe Abbildung). Denn so lassen sich inner-
halb der Systemgrenzen alle Anlagen gemein-
sam bewirtschaften und dauerhaft optimieren. 

Die Umsetzung solcher Restrukturierungen 
ist anspruchsvoll, weil sie der basisdemo-
kratischen Entscheidung bedürfen. Deshalb 
müssen von Anfang an alle Akteure einbezo-
gen werden. Die Projekte müssen auch einer 
übergeordneten Strategie genügen, weshalb 
die Kantone sich aktiv einbringen müssen. 
Wesentlich für eine erfolgreiche Entschei-
dungsfindung ist ausserdem, dass in einem 
multidisziplinären Projekt alle technischen, 
finanziellen, rechtlichen, organisatorischen 
und betrieblichen Grundlagen aufeinander 
abgestimmt erarbeitet werden. 

Trägerschaften und Rechtsformen
Bei der Planung von grösseren Zusammen-
schlüssen ist es in der Regel sinnvoll, in einem 
ersten Schritt einen regionalen Primärver-
sorger zu realisieren, der alle Primäranlagen 
übernimmt. Die Schnittstellen zwischen Pri-
mär- und Sekundäranlagen erlauben eine klare 
Aufgabenteilung zwischen Wasserbeschaffung 
und -verteilung. Der Primärversorger muss je-
doch gleichzeitig bereit sein, nach und nach 
auch die Sekundäranlagen zu übernehmen, 
die bei grossen Wasserwerken den grössten 
Teil der Anlagen ausmachen. Dieser zweite 
Schritt ist anspruchsvoller, weil die Wasser-
rechnungen der Partner saldiert und ein ein-
heitliches Gebührensystem festgelegt werden 
müssen. 

Aus rechtlicher Sicht sind sowohl die Pri-
märversorgung als auch die Vollversorgung 
als Trägerschaft geeignet. Als Rechtsform 
eignen sich grundsätzlich öffentlich- wie 

privatrechtlich organisierte Trägerschaften, 
sofern der zuständige Kanton beide Möglich-
keiten zulässt. Welche Form gewählt wird, 
ist insbesondere bei regionalen Primärver-
sorgern nicht entscheidend. Beim Übergang 
zu einem regionalen Vollversorger ist jedoch 
eine öffentlich-rechtliche Trägerschaft in Form 
eines Zweckverbands oder einer selbständigen 
Anstalt vorzuziehen. Auch aus rechtlicher 
Sicht zu vermeiden sind Hybride (regionale 
Versorger mit gleichartigen Anlagen wie die 
Gemeinden) und Dachorganisationen, die nur 
ein Teilsystem betreiben. Zudem ist darauf zu 
achten, dass schwerfällige und starre Vertrags-
systeme aufgehoben werden.

Knacknuss Eigentumsübertragung
Die Gründung einer regionalen Trägerschaft 
bedingt die Übertragung des Eigentums an den 
Anlagen von den bisherigen Betreibern. Diese 
scheitert häufig am fehlenden Konsens über 
die zu wählende Übertragungsmethode, ins-
besondere was die finanziellen Auswirkungen 
betrifft.

Der im Jahre 2005 gegründete private Ver-
ein Aqua Regio hat deshalb mit Unterstützung 
der Fachämter der Kantone Basel-Landschaft, 
Bern und Solothurn das Projekt Aquatransfer 
initiiert und soeben abgeschlossen. 

In diesem Projekt werden anhand eines 
praxisgerechten Beispiels sechs Übertragungs-
methoden eingehend geprüft und in Modell-
berechnungen miteinander verglichen: 

A	 unentgeltliche Übertragung,
A	 Übertragung der Aktiven und Passiven,
A	 Entschädigung der Buchwerte,
A	 Entschädigung der synthetischen Anschaf-
fungsrestwerte,
A	 Entschädigung der Wiederbeschaffungsrest-
werte,
A	 Entschädigung der Wiederbeschaffungsaus-
gleichswerte.

Eine wesentliche Voraussetzung für die 
zu empfehlende Methode ist, dass sie sich 
gleichermassen auf die Primär- und Vollversor-
ger anwenden lässt, denn der Übertragungs
mechanismus darf sich nicht an der Organi-
sationsform orientieren. Nach Abwägen aller 
Vor- und Nachteile bewährt sich die Methode 
der Wiederbeschaffungsausgleichswerte am 
besten. Dabei handelt es sich um die Ent-
schädigung eines prozentualen Anteils der 
Wiederbeschaffungsrestwerte. Diese Metho-
de berücksichtigt in angemessener Weise die 
Nutzwerte der übertragenen Anlagen und ist 
sowohl auf einen regionalen Primärversorger 
als auch auf einen Vollversorger anwendbar.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Francis Berdat, Geschäftsführer Verein 
Aqua Regio, Schüpbergstrasse 8, 
3053 Diemerswil, 031 869 27 74, 
berdat@bluewin.ch

Bei der Bildung von regionalen Trägerschaften 
gehen sämtliche Anlagen in eine Hand und 

damit auch zu einem Entscheidungsträger über.
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Erfolgsfaktoren für regionale Lösungen
Ob Regionalisierung, Integration oder integrales Einzugsgebietsmanagement: Für die erfolg

reiche Zusammenarbeit von Gemeinden im Wasserbereich braucht es einen konkreten Auslöser, 

klare Ziele, geeignete Grundlagen und Methoden, eine motivierte Führung, fachkundige 

Begleitung, Kommunikation und Partizipation sowie genügend Zeit.

Olivier Chaix  Die Schweizer Wasserwirt-
schaft ist extrem fragmentiert und kleinräu-
mig: Die Verantwortung für das Wasser liegt 
bei 26 Kantonen, rund 2700 Gemeinden, 
2500 Wasserversorgern und 700 Abwasser-
verbänden, ohne die unzähligen privaten 
Anlagen zu erwähnen. Der Föderalismus ist 
Bestandteil dieser Fragmentierung. Die Ge-
setzgebungen der Kantone zum Thema Wasser 
sind sehr heterogen. Einzelne Kantone fördern 
Regionalisierungsprozesse. Andere finden es 
nicht angebracht, Einfluss auf die Entschei-
dungen von Gemeinden zu nehmen, da in 
ihrer Tradition der Gemeindeautonomie viel 
Gewicht zukommt. Sowohl die Effizienz der 
Dienstleistung für die Bevölkerung als auch 
die Erhaltung und Verbesserung der Umwelt 
leiden unter diesen Umständen.

Die Lösungsansätze sind bekannt
Um die Kosten zu reduzieren und bessere 
Leistungen gegenüber der Bevölkerung und 
der Umwelt zu erreichen, gibt es – neben den 
üblichen Optimierungsmassnahmen – grund-
sätzlich zwei sich ergänzende Lösungsansätze: 
A	 Regionalisierung: die Bildung grösserer was-
serwirtschaftlicher Einheiten,
A	 Integration: die enge Koordination mehrerer 
wasserwirtschaftlicher Sektoren.

Grössere Einheiten können beispielsweise 
durch Gemeindefusionen entstehen. Ist eine 
Gemeinde gross genug (ab rund 15 000 Ein-
wohnern) kann sie im Bereich der Wasser-
wirtschaft als autonom betrachtet werden. 
Sie verfügt über die nötigen Fachkräfte, um 
die Qualität der Leistungen sicherzustellen, 
und sie kann Synergien und Skaleneffekte 
zur Kostenreduktion mobilisieren. Grössere 
Einheiten können auch Gemeindeverbände 
sein. Oft sind solche Verbände Vorreiter für 
Gemeindefusionen.

Die enge Koordination zwischen mehreren 
wasserwirtschaftlichen Sektoren in einem Ein-
zugsgebiet kann beispielsweise die Trinkwas-
serversorgung, die Abwasserentsorgung und 
den Hochwasserschutz umfassen. Diese In-
tegration erhöht die Effektivität der Planung, 
der Entscheidungsfindung und der anschlies-
senden Investitionen. Die Prioritäten werden 

gesamthaft über das ganze Einzugsgebiet ge-
setzt, was die Kosten senkt und viele Schnitt-
stellenprobleme löst. Eine solche Integration 
kann beispielsweise durch die Fusion sekto
raler Trägerschaften entstehen.

Die Kombination dieser zwei Lösungsansät-
ze heisst «Integrales Einzugsgebietsmanage-
ment» und ist im entsprechenden Leitbild des 
Bundesamtes für Umwelt Bafu beschrieben 
(siehe Beitrag Seite 8). Das am weitesten fort-
geschrittene Beispiel des integralen Ansatzes 
ist die regionale Wasserwirtschaft des Val de 
Ruz im Kanton Neuenburg. Seit 2011 wird 
hier das Wasser von einer einzigen regionalen, 
professionellen Trägerschaft bewirtschaftet. 
Das vereinfacht die Aufbereitung, Verteilung 
und Entsorgung des Wassers auf technischer, 
logistischer und finanzieller Ebene und entlas-
tet die Gemeinden, die dem Regionalverband 
angeschlossen sind. Weitere konkrete Schwei-
zer Beispiele des integralen Einzugsgebiets-
managements hat das Nationale Forschungs-
programm 61 (NFP61) analysiert. 

Schlüsselfaktoren für den Erfolg
Diese Lösungsansätze können nur durch 
Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und 
zwischen Trägerschaften (Gemeindeverbände, 
Genossenschaften) umgesetzt werden. Die 
regionale Zusammenarbeit kann von der in-
formellen Koordination zwischen Gemeinden 
oder Verbänden bis hin zu Fusionen gehen, 
gegebenenfalls einschliesslich der Integration 
privater Anlagen. 

Die Erfahrungen zeigen, dass sieben Schlüs-
selfaktoren für den Erfolg einer solchen Zu-
sammenarbeit entscheidend sind:
A	 Konkreter Auslöser: Damit überhaupt nach 
einer Lösung gesucht wird, muss das zu lösen-
de Problem gemeinsam erkannt werden. Bei 
diesem Problem kann es sich beispielsweise 
um einen nicht erfüllten gesetzlichen Auftrag, 
um einen allseitig anerkannten Handlungsbe-
darf oder um einen Leidensdruck der lokalen 
Verantwortlichen handeln. Ideal ist es, wenn 
die Erkenntnis, dass es ein Problem zu lösen 
gibt, nicht nur durch kantonale Fachleute top-
down, sondern durch die Betroffenen selbst 
bottom-up identifiziert wird.

A	 Klare gemeinsame Zielsetzung: Sobald das 
Problem erkannt ist, müssen Lösungsansätze 
und -varianten entwickelt werden. Die ge
nauen Ziele, welche diese zu erfüllen haben, 
müssen die wichtigsten Partner von Beginn an 
gemeinsam definieren. Die Ziele müssen klar, 
messbar und allgemein akzeptiert sein. Dabei 
ist dem Vorgehen, wie man zu diesen Zielen 
kommt, grosse Aufmerksamkeit zu schenken: 
Wer definiert die Ziele? Wie werden die Ziele 
definiert? Wie geht man mit Zielkonflikten um? 
Ein sauber strukturiertes Vorgehen mit einer 
erfahrenen externen Begleitung ist einem rein 
internen Prozess vorzuziehen. Bei der Zielset-
zung werden zusätzlich Kriterien festgelegt, 
mit denen sich der Zielerreichungsgrad der 
verschiedenen Lösungsansätze messen lässt. 
Dies vereinfacht die anschliessende gemein-
same Entscheidungsfindung und bildet die 
Grundlage für eine spätere Erfolgskontrolle. 
A	 Geeignete Grundlagen und Methoden: 
Sobald die Ziele definiert sind, können die Lö-
sungsansätze entwickelt werden. Hierzu sind 
fachliche Kenntnisse in den verschiedensten 
Themenbereichen wie Ingenieurwesen, Öko-
nomie, Finanzen, reglementarische Aspekte, 
institutionelle und betriebswirtschaftliche 
Organisation oder Ökologie gefragt. Die bei-
gezogenen Fachleute müssen über Kommu-
nikationsfähigkeiten verfügen, die es ihnen 
erlauben, einen verständlichen Dialog mit den 
Betroffenen zu führen. Bei der Entwicklung 
der Lösungsansätze und später bei der Ent-
wicklung von Massnahmenplänen braucht es 
eine systematische Methode für die Prioritä-
tensetzung.
A	 Einbezug des Kantons: In der Schweizer 
Wasserwirtschaft spielen die Kantone eine 
Schlüsselrolle. Es ist deshalb sehr zu emp-
fehlen, den Kanton früh in das Projekt ein-
zubinden. Damit lassen sich unter anderem 
die Gestaltungsmöglichkeiten der Zusammen-
arbeit, die Definition des Perimeters für das 
Projekt oder die Möglichkeit von Förderungen 
(finanziell, organisatorisch oder operationell) 
abklären. Beispiele zeigen zudem, dass es gut 
ist, wenn der Kanton begleitend aktiv wirkt.
A	 Partizipation und Kommunikation: Eine 
klare Kommunikation und eine gut organi
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sierte Partizipation der betroffenen Akteure 
sind für das Gelingen einer Zusammenarbeit 
unabdingbar. Beides soll von Anfang an Be-
standteil der Projektabwicklung sein. Ehrlich-
keit ist gefragt: Kommunikation ist nicht Wer-
bung, sondern Information; die Partizipation 
ist keine Alibi-Übung, sondern ein ernst ge-
meinter Dialog, der die Lösungsentwicklung 
beeinflussen kann.
A	 Motivierte Führung: Dem Führungsteam 
eines Vorhabens kommt die grösste Bedeu-
tung zu. Das ganze Führungsteam und ins-
besondere der Projektleiter müssen über einen 
hohen Grad an Motivation, Dialogfähigkeit, 
Ausdauer und Flexibilität verfügen. Das Team 
muss zielorientiert und uneigennützig arbei-
ten. Bei einem längeren Vorhaben muss die 
Kontinuität sichergestellt sein, was bei Miliz-
personen eine zusätzliche Herausforderung 

darstellt. Auch die Mitglieder der Begleitgrup-
pe müssen dem Projekt die nötige Zeit zur 
Verfügung stellen. Diesen Aspekten muss bei 
der Wahl der Projektteilnehmer von Anfang 
an Rechnung getragen werden. Denn nur mit 
einem guten Team (und einem guten Auftrag-
nehmer) wird ein Projekt zum Erfolg.
A	 Zeit (und Geld): Für den Erfolg eines Vor-
habens braucht es Zeit: um das gemeinsame 
Projekt zu definieren, zu organisieren und 
aufzugleisen rund ein halbes bis ein Jahr, um 
es abzuwickeln ein bis drei Jahre und um es 
zur Abstimmung zu bringen noch einmal rund 
ein halbes Jahr. Manchmal sind mehrere An-
läufe nötig und man muss dem Projekt diese 
Zeit geben. Umgekehrt kann es nötig sein, 
das ganze Projekt innerhalb einer Legislatur-
periode abzuwickeln. Dann wird die Zeit oft 
knapp. Die Kosten eines Projekts nehmen er-

fahrungsgemäss mit der Zeit zu, jedoch auch 
die Chancen, die nötigen Geldmittel und die 
Zustimmung des Souveräns zu erhalten. 

Es gibt aber auch Fälle, in welchen die Zeit 
einfach noch nicht reif ist für ein Zusammen-
arbeitsprojekt. Dies zu erkennen und entspre-
chend zu handeln, braucht Mut.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Olivier Chaix, Integralia AG, Projektent-
wicklung Wasserwirtschaft, 022 784 00 44/ 
031 371 01 44, www.integralia.ch, 
olivier.chaix@integralia.ch 

Das Wasser in den 16 Gemeinden des Val de Ruz (NE) wird seit 2011 
von einer einzigen, professionellen Trägerschaft bewirtschaftet.

Keystone

http://www.integralia.ch
mailto:olivier.chaix@integralia.ch
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Von der eigenen Fassung zum Wasserverbund
Mit der amtlichen Verfügung, das Pumpwerk des Zweckverbandes Wasserversorgung äusseres 

Wasseramt zu schliessen, begann ein langer und aufwändiger Prozess für die Wasserbeschaffung 

der Bevölkerung im Verbandsgebiet der angeschlossenen Gemeinden. Dieser führte über die 

Verbandsgrenzen hinaus von der eigenen Wasserfassung zu einem gut funktionierenden Wasser-

verbund mit einem starken Partner.

Peter Baumgartner  Der Zweckverband 
Wasserversorgung äusseres Wasseramt ist 
für die Sicherstellung der Trink-, Gebrauchs- 
und Löschwasserlieferung in den Gemeinden 
Aeschi, Bolken, Deitingen, Etziken, Halten, 
Heinrichswil-Winistorf, Hersiwil, Horriwil, 
Hüniken, Kriegstetten, Oekingen und Subin
gen zuständig. Die verdichtete Bauweise im 
Wohngebiet von Subingen (SO) engte die 
Schutzzone des Pumpwerkes mit dem dazu-

gehörigen Grundwasserbrunnen immer stär-
ker ein. Der aktuellen Gesetzgebung folgend, 
verfügte das Amt für Umwelt des Kantons 
Solothurn im Jahr 1988 deshalb die Stilllegung 
des Grundwasserbrunnens. Damals herrschte 
im Zweckverband der Wasserversorgung äus-
seres Wasseramt die Meinung, dass die Was-
serversorgung nur mit einer eigenen neuen 
Grundwasserfassung wieder hergestellt wer-
den könne. 

Aufwändige Abklärungen mit Pumpver-
suchen zeigten auf, dass dies grundsätzlich 
möglich wäre. Selbst die Bewilligung des so-
lothurnischen Regierungsrates für ein Projekt 
mit eigener Pumpstube und die entsprechen-
de Pumpkonzession lagen einige Zeit später 
vor. Die Delegiertenversammlung des Zweck-
verbands jedoch wies das teure Projekt im 
Mai 2003 zurück und die Planung begann 
von vorne. 

Derendingen

Pumpwerk 
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Reservoir 
Bleichenberg

Druckerhöhungspumpwerk
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Wasserturm 
und Boden-
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(unterirdischer Emmenlauf)
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Der Wasserverbund
Trotz eigenem Grundwasservorkommen beliefert der Zweckverband 
Wasserversorgung äusseres Wasseramt die Verbandsgemeinden (blaue 
Schrift) ab einer Transportleitung, welche an das Versorgungsnetz 
Derendingen angeschlossen ist. Eine zweite Leitung führt direkt ab 
dem Pumpwerk Ruchacker nach Deitingen. 
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Vorwärts auf Platz eins
Der Rückschlag erwies sich im Nachhinein 
als Glücksfall. Nach einer längeren Planungs-
pause entwickelten sich neue, interessante 
Lösungsmöglichkeiten für die heutige Wasser-
versorgung im Gebiet des Zweckverbandes: 
Im November 2003 wurden die Verantwort-
lichen des Zweckverbands von der benach-
barten Einwohnergemeinde Derendingen auf 
eine geplante Wasserleitung im Industriege-
biet Wissensteinfeld, welches an das Gemein-
degebiet von Subingen angrenzt, aufmerksam 
gemacht. Gespräche mit Verantwortlichen der 
Einwohnergemeinde und der Elektrizitäts- 
und Wasserversorgung Derendingen (EWD) 
und anschliessend im Vorstand des Zweck-
verbandes eröffneten neue Perspektiven. Ein 
grundlegend neues Projekt wurde entwickelt:
A	 Das Pumpwerk Ruchacker der EWD Deren-
dingen soll das Wasser für die Verbandsge-
meinden im Wasseramt liefern. 
A	 Die Verbindung zum bestehenden Wasserlei-
tungsnetz des äusseren Wasseramtes soll mit 
einer 400-Millimeter-Transportleitung direkt 
ins Pumpwerk in Subingen erfolgen. 
A	 Das Pumpwerk Subingen soll mit baulichen 
Massnahmen in ein Stufenpumpwerk umge-
baut werden mit dem Ziel, den Grundwasser-
brunnen in Subingen gemäss den Auflagen 
des Kantons Solothurn mangels ungenügender 
Schutzzone zu schliessen. 
A	 Ab dem Pumpwerk Ruchacker soll eine 
zusätzliche Leitung mit einer Nennweite von 
200 Millimetern nach Deitingen erstellt wer-
den. 
A	 Der Zweckverband Wasserversorgung äus-
seres Wasseramt verzichtet auf den Neubau 
einer eigenen Grundwasserfassung und be
teiligt sich finanziell an den mitbenutzten 
Anlagen der EWD Derendingen. 
A	 Die EWD Derendingen liefert das benötigte 
Wasser für die Verbandsgemeinden des äusse-
ren Wasseramtes zu einem günstigen Preis.

Die Delegiertenversammlung und der Re-
gierungsrat Solothurn bewilligten im Novem-
ber 2005 das Projekt mit einer Kreditsumme 
von 5,9 Millionen Franken. Die solothurni-
sche Gebäudeversicherung beteiligte sich an 

den subventionsberechtigten Anlageteilen. 
Die tatsächlichen Kosten beliefen sich auf 
rund 5,4 Millionen Franken (siehe Kasten). 

Gelungene Partnerschaft
Das Pumpwerk Ruchacker der EWD Deren-
dingen liefert seit Februar 2008 für die an-
geschlossenen Verbandsgemeinden die täglich 
benötigte Wassermenge. Das ehemalige Pump-
werk in Subingen wurde in ein Stufenpump-
werk umgebaut. Zwei leistungsfähige Pum-
pen fördern das benötigte Trinkwasser in den 
Wasserturm von Etziken. Der Grundwasser-
brunnen in Subingen wurde mangels unge-
nügender Schutzzone geschlossen und wird 
heute vom Amt für Umwelt des Kantons Solo-
thurn zu Messzwecken genutzt. Gleichzeitig 
wurde die neue Wasserleitung nach Deitingen 
erstellt. 

Der Zweckverband hat sich an den mit-
benutzten Anlagen mit 49 Prozent beteiligt. 
Somit wird sichergestellt, dass das benötigte 
Wasser durch die EWD Derendingen gelie-
fert wird. Die Detailversorgungsnetze inner-
halb der Gemeindegebiete sind weiterhin im 
Eigentum der jeweiligen Gemeinden. Die vom 
Kanton Solothurn vorgesehenen Sicherheits-

bestimmungen im Bezug auf die Wasserlie-
ferungen in einem Störfall werden mit der 
bestehenden Konzession der EWD Derendin-
gen und den eigenen Notversorgungen im Ver-
bandsgebiet sichergestellt.

Dem Zweckverband ist es gelungen, sich 
trotz eigener Grundwasserressourcen mit 
einem starken Partner, der EWD Derendingen, 
zusammenzufinden. Heute kann er das erfor-
derliche Wasser zu einem moderaten Preis 
von 40 Rappen pro Kubikmeter einkaufen. 
Die gemachten Erfahrungen der vergangenen 
Betriebsjahre und das problemlose Betreiben 
der gemeinsamen Anlagen haben gezeigt, dass 
gute Lösungen manchmal etwas mehr Zeit in 
Anspruch nehmen dürfen.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Peter Baumgartner, Präsident ZWäW, 
Vogelsangweg 3, 4543 Deitingen, 
032 614 12 15, 
p.baumgartner@abc-druckerei.ch

Zwei neue, leistungs
fähige Pumpen  

fördern das benötigte 
Trinkwasser in den 

Wasserturm von Etziken.

Kosten des Wasserverbunds
CHF	 2 137 380	 49 % an den mitbenutzten Anlagen der  

EWD Derendingen
CHF	 1 073 528	 Transportleitung Gemeindegrenze bis Pumpenstufwerk 

Subingen (Nennweite 400 mm, Länge 920 m)
CHF	 612 580	 Umbau bestehendes Pumpwerk in ein 

Stufenpumpwerk
CHF	 1 394 955	 Leitung Derendingen/Deitingen  

(Nennweite 200 mm, Länge 2365 m)

CHF	 155 787	 Steuerung�

ZW
äW

mailto:p.baumgartner@abc-druckerei.ch
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Partizipation auf allen Ebenen 
Mehr Hochwasserschutz und eine natürliche Auenlandschaft als Lebensraum und Erholungs

gebiet – diese Ziele verfolgt der Wasserbauverband Alte Aare in einem integrativen Projekt. Die 

Projektplanung verlief transparent und bot vielfältige Möglichkeiten zur Partizipation. Das 

Resultat: Das Projekt stösst auf breites Interesse und wird von den beteiligten Gemeinden und 

Anwohnern positiv aufgenommen. 

Silvia Seiler, Ulrich Roth  Die Flussland-
schaft der Alten Aare zwischen Aarberg und 
Büren a. A. gehört zum längsten zusammen-
hängenden Altwassersystem der Schweiz. Sie 
entstand nach der ersten Juragewässerkorrek-
tion in den Jahren 1868 bis 1878, als die Aare 
durch den Hagneckkanal in den Bielersee um-
geleitet wurde. 

Das Gewässersystem der Alten Aare erfüllt 
eine Reihe von Funktionen. Als Gewässer-
raum entwässert es ein Einzugsgebiet von 
100 Quadratkilometern. Als Auenlandschaft 
von nationaler Bedeutung bietet es Lebens-
raum für eine Reihe gefährdeter Pflanzen- und 

Tierarten und als attraktives Naherholungs-
gebiet bietet es Erholungsraum für Wanderer, 
Biker, Fischer und viele mehr. 

Die zwei wichtigen Zuflüsse Lyssbach und 
Eichibach verursachen im Unterlauf der 
Alten Aare periodisch Hochwasser, so letzt-
mals 2006 und 2007. Die Alte Aare staut 
sich bei Hochwasser im Nidau-Büren-Kanal 
weit zurück. Mit der Errichtung eines neuen 
Stollens im Lyssbach konnte in der Region 
ein erster Meilenstein gegen Hochwasser 
gesetzt werden. Allerdings könnte sich die 
Hochwassersituation im Unterlauf der Aare 
durch diesen Stollen noch verschärfen. Be-

rechnungen haben zwar gezeigt, dass der 
neue Stollen kein schnelleres Ansteigen des 
Wasserspiegels der Alten Aare bewirken wird, 
bei grossen Hochwasserereignissen können 
sich aber Abflussvolumen wie -spitzen erhö-
hen. Zudem zeigen Untersuchungen, dass die 
Durchflusskapazität der Alten Aare kleiner ist, 
als bisher angenommen. 

Integratives Gesamtprojekt
Die Hochwasserproblematik veranlasste den 
Wasserbauverband Alte Aare und den Kanton, 
die Planung für ein Gesamtprojekt in Angriff zu 
nehmen. Mit der Kombination von Hochwas-

Die regelmässige Information aller Beteiligten und die Möglichkeiten zur Mitwirkung sorgten 
bei der Planung des Gesamtprojekts Alte Aare für Transparenz und breite Akzeptanz.

Sigmaplan
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serschutz und Revitalisierungsmassnahmen 
will der Verband den vielseitigen Ansprüchen 
an die Alte Aare als Gewässer-, Lebens- und 
Erholungsraum gerecht werden. Die Massnah-
men beruhen auf folgenden Prinzipien:
A	 Aufweitung des Gewässerraums im Rahmen 
der Revitalisierungsmassnahmen,
A	 Rückhaltemassnahmen für Hochwasser,
A	 Kombination beider Massnahmen.
Im Zentrum stehen die Kombination von 
Damm- und Schutzmauerbauten, die Re-
aktivierung von Aare-Altläufen sowie die 
Sicherstellung von Überflutungsflächen zur 
kontrollierten Ausleitung des Wassers über 
Landwirtschaftsflächen bei einem Jahrhun-
derthochwasser. Die Projektverantwortlichen 
sind sich bewusst, dass die Landwirtschaft 
einen entscheidenden Beitrag an das Projekt 
leistet, indem sie im Falle von Extremereig-
nissen entsprechende Überflutungsflächen zur 
Verfügung stellt. 

Die detaillierte Analyse der Ausgangslage so-
wie die Abwägung verschiedenster Varianten 
haben gezeigt, dass eine fliessende Retention 
die grösste Wirkung bei der Bewältigung eines 
Hochwassers hat: Landwirtschaftsland wird 
in einem solchen Fall bewusst als Überflu-
tungsfläche genutzt, bevor das Wasser wieder 
gezielt Richtung bestehender Wasserläufe 
fliesst. Hier gilt es, mit entsprechenden Ent-
schädigungszahlungen seitens des Wasserbau-
verbandes und des Kantons, die betroffenen 
Betriebe zu stützen und allfällige Einbussen 
auszugleichen.

Konkrete Aufwertungsmassnahmen tragen 
zur Erhaltung und Verbesserung des für mit-
telländische Verhältnisse ausserordentlich sel-
tenen Mosaiks an unterschiedlichen Lebens-
räumen bei. Das Projekt gewährleistet damit 
auch die Einhaltung der eidgenössischen und 
kantonalen Schutzvorschriften.

Partizipative Projektplanung
Das interdisziplinäre Projektteam definierte 
die Massnahmen gemeinsam mit einer Begleit-
gruppe, welche sich aus Vertretern verschie-
dener kantonaler Fachstellen sowie des Bun-
desamtes für Umwelt Bafu zusammensetzte. 
Regelmässige Sitzungen gewährleisteten die 
Partizipation der Begleitgruppe im Verlauf der 
Projektplanung. Ausserdem hat das Team die 
durch das Projekt betroffenen Akteure ausfin-
dig gemacht und ein öffentliches Forum ins 
Leben gerufen, in welchem regelmässig über 
die projektierten Arbeiten informiert wurde. 

Die mehrfache öffentliche Auflage der ge-
planten Massnahmen ermöglichte es allen 
Interessierten, Eingaben zum Projekt zu plat-
zieren. So wurden während der gesamten Pro-
jektierung alle Beteiligten und Betroffenen in 
das Projekt einbezogen. Auch der Vorstand 

des Wasserbauverbandes als Auftraggeber 
mit Vertretern aller betroffenen Gemeinden 
wurde vom Projektteam regelmässig über die 
Planung orientiert. Die verschiedenen Mitwir-
kungsmöglichkeiten führten zu Anpassungen 
und Optimierungen am Projekt, die es nun 
umzusetzen gilt. 

Bereit für die Umsetzung
Nach rund fünfjähriger Planungszeit ist das 
Projekt bereit für die Umsetzung. Stellung-
nahmen der kantonalen und eidgenössischen 
Fachstellen zeigen, dass das Vorhaben ge-
nehmigungsfähig ist und finanzielle Beitrags-
leistungen zu erwarten sind. So schreibt das 
federführende Bundesamt für Umwelt Bafu: 
«Das grosse und anspruchsvolle Projekt an 
der Alten Aare umfasst technische Hochwas-
serschutzmassnahmen, Revitalisierungsmass-
nahmen am Gewässer und ökologische Auf-
wertungsmassnahmen im Auengebiet von 
nationaler Bedeutung. Es wird von uns posi-
tiv und vorbildlich beurteilt bezüglich des 
abgelaufenen Planungs-, Mitwirkungs- und 
Entscheidungsprozesses.» Die gewichtige Kos-
tenbeteiligung des Bundes stützt sich auf die 
Wasserbaugesetzgebung, die neue Gewäs-
serschutzgesetzgebung und das Natur- und 
Heimatschutzgesetz.

Das Vorhaben wurde durch die Eidgenössi-
sche Forschungsanstalt für Wald, Schnee und 
Landschaft (WSL) wissenschaftlich begleitet, 
die eine gesamtschweizerische Untersuchung 
der partizipativen Planung innerhalb projekt- 
und planungsbezogener Prozesse durchführte. 
Dazu hat die WSL fünf Projekte durch Be-
fragungen vergleichend untersucht. Zu den 
begleiteten Projekten gehörten vier Flussbau-
projekte sowie ein strategisches Entwicklungs-
projekt einer Flussmündung. Nach der Diskus-
sion und Analyse der Forschungsergebnisse 
formulierte die WSL Thesen für eine optimale 
Mitwirkungspraxis beziehungsweise eine 
partizipative Planung im Wasserbau (siehe 
Kasten). Diese Thesen enthalten wesentliche 

Teile der Partizipation, wie sie im Rahmen des 
Projekts Alte Aare von Anfang an geplant und 
umgesetzt worden sind. 

Breites Interesse
Die betroffenen Gemeinden und Bewohner des 
Gebietes sind froh, dass nun ein umfassendes 
Projekt vorliegt, welches neben dem Hoch-
wasserschutz auch die Erhaltung und Aufwer-
tung von Natur- und Landschaftselementen 
beinhaltet. Schliesslich gewinnt damit auch 
der Lebens- und Erholungsraum der Bevölke-
rung an Qualität. 

Das Interesse an der nunmehr über fünfjäh-
rigen Planungszeit war gross, was sich an den 
verschiedenen Veranstaltungen dazu zeigte. 
Zum Interesse beigetragen hat sicher auch die 
von Beginn an breit angelegte Information der 
Bevölkerung mittels Flyern, Informationsver-
anstaltungen und Medienberichten sowie die 
vielfältigen Möglichkeiten zur Mitwirkung. 
Die betroffenen Gemeinden waren über den 
Vorstand an den wichtigen Entscheiden be-
teiligt und deren Delegierte wurden halbjähr-
lich über den aktuellen Stand orientiert. Die 
Delegiertenversammlung vom 26. Juni 2013 
hat das Projekt nun einstimmig zur Geneh-
migung durch den Kanton verabschiedet und 
den für die Realisierung notwendigen Kredit in 
der Höhe von 23 Millionen Franken bewilligt.

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Ulrich Roth, Projektkoordinator, Sigma-
plan AG, Thunstrasse 91, 3006 Bern, 
031 356 65 65, www.sigmaplan.ch, 
uroth@sigmaplan.ch

Silvia Seiler-Soltermann, Gemeinderätin 
Kappelen, Vizepräsidentin Wasserbau
verband Alte Aare, www.alte-aare.ch, 
silvia.seiler@besonet.ch

Die optimale Mitwirkungspraxis
Damit Partizipation im Wasserbau gelingt, gilt es, einige wichtige Aspekte zu 
berücksichtigen. Die Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und 
Landschaft WSL hat aus der Untersuchung verschiedener Wasserbauprojekte 
entsprechende Thesen abgeleitet: 

A	 Erwartungen an die Planung klein halten.
A	 Rollen klären und Erwartungen an die Begleitgruppe formulieren.
A	 Mut für unbequeme Entscheidungen aufbringen.
A	 Bei Präsentationen sparsam mit Informationen zu technischen Details 

umgehen.
A	 Mitwirkungsverfahren als Dialog sehen und diesen suchen.
A	 Stark Betroffene anhören und einbinden, aber begrenzt Raum geben. 

http://www.sigmaplan.ch
mailto:uroth@sigmaplan.ch
http://www.alte-aare.ch
mailto:silvia.seiler@besonet.ch
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Herausforderungen gemeinsam anpacken
Jahrhundertelang hat der Mensch den Lauf der Urtenen und ihr Umland nach seinen Vorstellun-

gen gestaltet. Heute offenbaren sich die Kehrseiten des starken Verbaus. Der Druck auf die 

Gewässer steigt und Interessenkonflikte nehmen zu. Dieser Entwicklung wirken die Gemeinden 

im Einzugsgebiet der Urtenen mit integraler Wasserwirtschaft und dem Pilotprojekt «Lebens-

raum Urtenen» entgegen. 

Regula Furrer  Flüsse und Bäche erfüllen 
lebenswichtige Funktionen. Sie leiten Hochwas-
ser ab, bieten zahlreichen Pflanzen und Tieren 
Lebensraum, bauen Schadstoffe und Nährstoffe 
ab und dienen uns als Erholungsgebiet. 

Die Urtenen und ihre Seitenbäche vermögen 
diese Funktionen nur ungenügend zu erfüllen. 
Sie fliessen durch dicht besiedeltes und land-
wirtschaftlich intensiv genutztes Gebiet zwi-
schen dem Moossee und der Emme im Kanton 
Bern. Zahlreiche Eingriffe haben die Bäche 
immer weiter von ihrem natürlichen Zustand 
entfernt. Sie wurden tiefergelegt, begradigt, in 
Dämme gezwängt, an Sohle und Ufer verbaut 
und als Abwasserkanal missbraucht. 

Defizite in allen Gewässerbereichen
Zwar haben inzwischen mehrere Gemeinden 
Massnahmen im Bereich Hochwasserschutz 
und Revitalisierungen umgesetzt. Dennoch 
schneidet die Urtenen mit ihrem Einzugs
gebiet diesbezüglich im kantonsweiten Ver-
gleich am schlechtesten ab. 

Defizite wurden in allen Bereichen fest
gestellt: 
A	 Hochwasserschutz: Das schmale Bachbett 
vermag grosse Wassermengen nach anhalten-
den oder starken Niederschlägen nicht schad-
los abzuleiten. 
A	 Siedlungsentwässerung: Eine grosse Belas-
tung für die Urtenen stellt die Einleitung des 
ungereinigten Strassenabwassers der Autobah-
nen A1 und T6 dar. 
A	 Ökologie: Über weite Strecken fehlen na-
türliche Gewässerlebensräume, entsprechend 
gering ist die Tier- und Pflanzenvielfalt. Die 
Wasserqualität ist infolge der fehlenden 
Selbstreinigungskraft der Gewässer stark be-
einträchtigt. Teilweise sind die nach neuem 
Gewässerschutzgesetz geforderten Gewässer-
räume nicht vorhanden.

Die Lösung: integrale Wasserwirtschaft
Seit einiger Zeit fordern Bund und Kanton eine 
integrale Wasserwirtschaft, welche das ganze 
Einzugsgebiet in die Betrachtung miteinbe-
zieht. Nur wenn Gewässer als Gesamtsysteme 
verstanden werden, finden sich Lösungen, 

welche die unterschiedlichen Interessen mit-
einander in Einklang bringen.

Die bisher im Urtenental wasserwirtschaft-
lich tätigen Verbände haben erkannt, dass 
sie mit ihren kleinräumigen Strukturen an 
Grenzen stossen und die anstehenden Heraus-
forderungen gemeinsam anpacken müssen. 
2002 wurde deshalb das Projekt «Regionale 
Entwässerungsplanung (REP) Urtenen» an die 
Hand genommen. Dessen Herzstück ist ein 
integrales Hochwasserschutzkonzept, welches 
den Hochwasserschutz, die Ökologie, die 
Siedlungsentwässerung sowie Landschaft und 
Naturschutz umfasst. Im nächsten Schritt ist 
die Zusammenführung der drei bestehenden 
Verbände in eine neue Organisation vorgese-
hen. Diese soll in Zukunft sämtliche wasser-
wirtschaftlichen Aufgaben im Einzugsgebiet 
der Urtenen übernehmen. 

Insgesamt 21 Gemeinden sind am Projekt 
«Lebensraum Urtenen» beteiligt (Stand 2013).  
14 davon sind als Anstösser der Urtenen 
Mitglieder des Wasserbauverbands, die üb-
rigen sind über die Verbände der Abwasser-
reinigungsanlagen (ARA) mit dem Projekt 
verknüpft. 

Träger des Projekts sind die bestehenden 
Wasserwirtschaftsverbände im Urtenental: der 
Wasserbauverband Urtenenbach und die Ge-
meindeverbände der ARA Moossee-Urtenen-
bach und der ARA Region Fraubrunnen.

«Lebensraum Urtenen» stellt schweizweit 
eines von wenigen Pilotprojekten der integ-

ralen Wasserwirtschaft dar und profitiert 
deshalb von der fachlichen und finanziellen 
Unterstützung des Kantons und des Bundes. 
Die Erarbeitung des Projekts wird eng beglei-
tet durch das Tiefbauamt und das Amt für 
Wasser und Abfall. 

Bestandteile des Projekts
Das Projekt REP «Lebensraum Urtenen» um-
fasst die folgenden Teilprojekte:
A	 Dokumentation des Ist-Zustandes: Für alle 
Bereiche der Wasserwirtschaft wurde der heu-
tige Zustand des Einzugsgebiets der Urtenen 
erfasst und in so genannten Inventarkarten 
dargestellt. 
A	 Integrales Hochwasserschutzkonzept für die 
Urtenen und die Seitenbäche: Das integrale 
Hochwasserschutzkonzept ist das Kernstück 
des Projekts «Lebensraum Urtenen». Es ana-
lysiert die bestehenden Defizite (dargestellt in 
Defizitkarten), formuliert Ziele und zeigt die 
nötigen Massnahmen in den vier Bereichen 
Hochwasserschutz, Ökologie, Siedlungsent-
wässerung, Landschaft und Naturschutz auf. 
A	 Definition von regional relevanten Anlagen 
der Siedlungsentwässerung: Es wird bestimmt, 
welche Anlagen der Siedlungsentwässerung 
von regionalem Interesse sind. Solche Anlagen 
sollen in Zukunft vom Verband übernommen 
und betreut werden.
A	 Ausdehnung der Wasserbaupflicht auf die 
Seitenbäche: Im Wasserbauverband Urtenen-
bach sind nur die direkten Anliegergemeinden 

«Lebensraum Urtenen» in Zahlen
A	 Verbandsgemeinden (Stand 1.1.2013)	 21
A	 Einwohner/innen	 ca. 40 000
A	 Einzugsgebiet 	 93 km2

A	 Länge der Fliessgewässer: 
	 Urtenen	 18 km
	 regional relevante Seitenbäche	 41 km
A	 Länge der regional relevanten Abwasserleitungen	 24 km
A	 Wert der regional relevanten Abwasseranlagen	 50 Mio. CHF
A	 Ausführungszeitraum der Massnahmen	 60–80 Jahre
A	 Investitionsvolumen der Massnahmen	 115 Mio. CHF
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der Urtenen vertreten. Eine Ausweitung auf 
Seitengewässer ist unbedingt nötig. Deshalb 
wurden auch die regional relevanten Zuflüsse 
ermittelt und in das Projekt aufgenommen.
A	 Reorganisation: Die Strukturen der drei be-
stehenden Verbände sind 40 bis 50 Jahre alt 
und genügen den heutigen Anforderungen an 
die Wasserwirtschaft nicht mehr. Es soll eine 
zeitgemässe Organisation entstehen, welche 
für das ganze Einzugsgebiet und für sämt- 
liche Belange der Wasserwirtschaft zuständig 
ist (aktiv ab 2015). 
A	 Information und Öffentlichkeitsarbeit: «Le-
bensraum Urtenen» verändert die bisherige 
Wasserwirtschaft mitsamt ihren Organisatio-
nen. Die Gemeinden sind deshalb von Anfang 
an ins Projekt einbezogen worden, unter ande-
rem auch mit einer politischen Begleitgruppe. 

Massnahmen, Kosten und Finanzierung
Das integrale Hochwasserschutzkonzept 
schlägt eine Reihe von Massnahmen vor, um 
die Defizite im Einzugsgebiet der Urtenen 
zu beheben. Diese sind nach Prioritäten 
eingeteilt und sollen etappiert über mehrere 
Jahrzehnte umgesetzt werden. Das geschätzte 
Investitionsvolumen beläuft sich auf rund 
115 Millionen Franken. Gemäss heutigem 

Stand würden Bund und Kanton zwischen 
50 und 80 Prozent dieser Kosten übernehmen. 
In einem nächsten Schritt ist vorgesehen, die 
wasserbaulichen Massnahmen in einem kanto-
nalen Gewässerrichtplan unter Einbezug aller 
Betroffenen zu konkretisieren.

Die Gesamtkosten für die fachlichen Grund-
lagen sowie für die Schaffung einer neuen 
Organisation belaufen sich in der über 10-jäh-
rigen Bearbeitungszeit auf 1,5 Millionen Fran-
ken. Sie werden getragen vom Tiefbauamt und 
vom Amt für Wasser und Abfall des Kantons 
Bern sowie von den drei Verbänden der Trä-
gerschaft. Das Projekt wird vom Bundesamt 
für Umwelt Bafu mit Beiträgen unterstützt. 

Welche Vorteile bringt das Projekt? 
Der neue Verband verfügt über die nötigen 
finanziellen, fachlichen und personellen Res-
sourcen, um auch grosse Aufgaben effizient 
zu lösen. Ausserdem kann ein grösserer Ver-
band seinen Einfluss gegenüber Dritten besser 
geltend machen, zum Beispiel für die drin-
gend nötigen Massnahmen zur Reinigung des 
Autobahnabwassers mit dem Bundesamt für 
Strassen Astra. 

Dank einer Priorisierung werden im Projekt 
«Lebensraum Urtenen» diejenigen Massnah-

men umgesetzt, welche im Verhältnis zu den 
Kosten die grösste Wirkung entfalten. Zudem 
wird die Abstimmung zwischen Siedlungsent-
wässerung und Hochwasserschutz optimiert, 
da eine koordinierte Planung die Umsetzung 
von Massnahmen gewährleistet, die in beider 
Hinsicht sinnvoll sind. 

Das Projekt bietet allen Gemeinden im Ein-
zugsgebiet die gleiche Behandlung und trans-
parente Verfahren. Die Reorganisation erfolgt 
in enger Zusammenarbeit mit den Gemein-
den. Das Mitspracherecht jeder Gemeinde im 
neuen Gemeindeverband ist gesichert. Dank 
einem einheitlichen Beitragsmodell für den 
Wasserbau sind die Kosten für die Gemeinden 
vorhersehbar und die Finanzplanung wird ein-
facher. Die langfristige Planung bietet ausser-
dem Gewähr, dass die im Wasserbau und in 
der Siedlungsentwässerung getätigten Investi-
tionen langfristig gesichert sind. 

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Regula Furrer Giezendanner, Präsidentin 
Begleitkommission «Lebensraum Urte-
nen», 3312 Fraubrunnen, 031 767 96 28, 
reg.furrer@gmx.ch

Damit ein Gewässer als Gesamtsystem funktioniert, braucht es die 
Zusammenarbeit über kleinräumige Gemeindegrenzen hinaus.

Hans Knuchel, Jegenstorf

mailto:reg.furrer@gmx.ch
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Solidarität zwischen Nord und Süd
Die Initiative Solidarit’eau suisse der Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit und der 

Schweizer Hilfswerke fördert die Unterstützung von Trinkwasserprojekten in Entwicklungs

ländern durch Schweizer Wasserversorgungen und Gemeinden. Bereits mit einem kleinen Beitrag 

können diese in Entwicklungsländern viel zur Verbesserung der Trinkwassersituation oder der 

sanitären Grundversorgung beigetragen.

Daniele Polini  Der Zugang zu sauberem 
Trinkwasser ist längst nicht für alle Menschen 
selbstverständlich. Dem will Solidarit’eau 
suisse entgegenwirken. Solidarit’eau suisse ist 
eine Initiative der Direktion für Entwicklung 
und Zusammenarbeit Deza und der Schwei-
zer Hilfswerke. Sie ermöglicht Gemeinden 
und Wasserversorgungen in der Schweiz, ein 
Trinkwasserprojekt in einem Entwicklungs-
land effizient und transparent zu unterstüt-
zen. Solidarit’eau suisse ist der Beitrag der 

Schweiz an die Erreichung eines der Millen-
niumsziele der Vereinten Nationen: Die An-
zahl Menschen, die keinen sicheren Zugang 
zu sauberem Trinkwasser und einer sanitären 
Grundversorgung haben, soll sich bis ins Jahr 
2015 halbieren.

Die Plattform Solidarit’eau suisse ist das Bin-
deglied zwischen Gemeinden in der Schweiz 
und Hilfswerken, die Wasserprojekte in Ent-
wicklungsländern realisieren. Die Hilfswerke 
kennen den Bedarf vor Ort, entwickeln zu

sammen mit der lokalen Zielgruppe ein Pro-
jekt, erstellen eine detaillierte Projektbeschrei-
bung und lassen anschliessend das Projekt 
durch ausgewiesene, unabhängige Experten 
von Aguasan – einer global vernetzten Com-
munity of Practice – prüfen. Die Umsetzung 
erfolgt durch das lokale Handwerk und mit 
Material, das vor Ort erhältlich ist. Vorausset-
zung ist, dass die lokale Bevölkerung mit einer 
eigenen Trägerschaft die erstellte oder erneu-
erte Wasserversorgung betreibt und unterhält. 

Mit einem Solidaritätsbeitrag ermöglichen Schweizer Gemeinden Menschen 
in Entwicklungsländern den Zugang zu sauberem Trinkwasser.

Solidarit’eau suisse
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Mit Solidarit’eau suisse kann jede Gemeinde 
und jeder Wasserversorgungsbetrieb in der 
Schweiz einen Beitrag leisten. Das Engage-
ment kann von einer (Teil-)Finanzierung eines 
Projektes bis hin zu einer langfristigen Partner-
schaft mit der Projektgemeinde reichen. 

Münsingen und Madagaskar
Die Kommission für Inland- und Auslandhilfe 
der Gemeinde Münsingen setzt ihre Gelder 
seit 1990 für Projekte in Madagaskar ein und 
verfügt vor Ort inzwischen über ein trag
fähiges Netzwerk. Von Anfang an wurde be-
sonders viel Wert auf Wasser- und Siedlungs
hygiene-Projekte gelegt. Da kam die Initiative 
Solidarit’eau suisse im Jahr 2007 wie gerufen. 
Seither fliessen jährlich rund drei Franken pro 
Einwohner an kommunale Wasserprojekte in 
Madagaskar. 

In Münsingen vereinen sich die Kräfte: Bei-
träge an die Entwicklungshilfe leisten sowohl 
die Gemeinde wie auch die reformierte und 
die katholische Kirche und die «Infrawerke 
Münsingen». Das Gemeindeblatt «Münsingen 
Info» berichtet regelmässig über die Fortschrit-
te in Madagaskar. Am jährlichen Suppentag 
findet jeweils eine Ausstellung zum Stand der 
Projekte statt. Diese auf Kontinuität basieren-
de Zusammenarbeit ermöglichte es, im Netz-
werk in Madagaskar professionelle Abläufe 
sowie langfristige Anreize zur Eigeninitiative 
zu etablieren. Die Wasserprojekte werden 
von madagassischen Gemeinden eingereicht 
und müssen definierte Qualitätskriterien er-
füllen – beispielsweise im Bezug auf Wirt-
schaftlichkeit, Mitbeteiligung der Gemeinde 
an der Finanzierung wie am Bau und Unter-
halt, technische Durchführbarkeit, Schulung 
in Hygiene, langfristig gesicherte Verwaltung 
und regelmässige Wartung. 

Flawil und Mozambique
Die Gemeinde Flawil hat ein Helvetas-Projekt 
im ostafrikanischen Staat Mozambique unter-
stützt. In mehreren Dörfern wurden in den 
Schulen lokal hergestellte Latrinen installiert 
und zentrale Brunnen gegraben. Damit erhal-
ten 25 000 Menschen eine sichere Trinkwas-

serversorgung. Frauen und Kinder sind befreit 
von den sechsstündigen Fussmärschen, um 
Wasser zu holen. So können sich die Frauen 
anderen Tätigkeiten wie dem Gemüseanbau 
widmen, um das Einkommen der Familie zu 
verbessern. Und die Kinder können die Schule 
besuchen. Es gibt mehrere Gründe, wieso sich 
Flawil gerade für dieses Projekt engagiert hat. 
Nebst dem direkten Nutzen für die Menschen 
in Mozambique fördert die Gemeinde mit die-
sem Engagement bei der eigenen Bevölkerung 
das Bewusstsein, dass sie bezüglich Verfügbar-
keit und Qualität des Trinkwassers wie auch 
hinsichtlich einer einwandfreien Abwasserent-
sorgung und -aufbereitung privilegiert ist.

Lausanne und Mauretanien
Die Stadt Lausanne und ihre Wasserversor-
gung EauService haben eine Partnerschaft mit 
Nouakchott, der Hauptstadt von Mauretanien, 
lanciert. Die Partnerschaft hat zwei Ziele: die 
Erstellung der fehlenden Infrastruktur und die 
Schulung der Behörden der Stadt Nouakchott, 
um ihre Kompetenzen in Sachen Wasserver-
sorgung zu stärken. Nach und nach haben 
sich weitere Gemeinden in der Region soli
darisiert: Apples, Attalens, Charrat, Cossonay, 
Epalinges, Estavayer-le-Lac, Jouxtens-Mézery, 
Jussy, La Chaux, Le Mont-sur-Lausanne, Lutry, 
Martigny, Morges, Nyon, Pully, Trient, Villaz-
St-Pierre, und es werden immer mehr! Denn 
eine solche Partnerschaft wirkt nachhaltig: 
Jede Gemeinde kann ihr fachliches Know-how 
einbringen und es zum Wohl von Nouakchott 
einsetzen. Und jede Gemeinde engagiert sich 
dafür, Nachbargemeinden zum Mitmachen 
zu bewegen. Mit jeder neuen Gemeinde, die 
dazu kommt, werden zusätzliche Aktivitäten 
für die Wasserversorgung der Bevölkerung von 
Mauretanien möglich. Das gemeinsame Enga-
gement erhöht die Effizienz der Partnerschaft 
und vermindert die Transaktionskosten.

In fünf Schritten zum Ziel
Dank der Unterstützung von rund 50 Gemein-
den konnten bereits zahlreiche Trinkwasser-
projekte realisiert werden. Und so kommt auch 
Ihre Gemeinde zu ihrem Solidaritätsprojekt:

A	 Informieren Sie sich: Auf der Plattform von 
Solidarit’eau suisse finden Sie alle Informatio-
nen über Projekte, Hilfswerke und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten. 
A	 Bringen Sie die Idee in den Gemeinderat: 
Besprechen Sie die Möglichkeiten eines Pro-
jekts oder einer Partnerschaft mit Ihren Kolle-
ginnen und Kollegen. 
A	 Klären Sie, wie Sie das Projekt finanzieren 
wollen: Sie können ein Projekt mit einem be-
liebigen Betrag unterstützen – beispielsweise 
mit einem Rappen pro verbrauchten Kubik
meter Wasser oder einem Franken pro Ein-
wohner und Jahr. Möglicherweise lassen sich 
auch der lokale Wasserversorger oder die 
Kirchgemeinde mit einbinden.
A	 Wählen Sie auf der Plattform von Solida-
rit’eau suisse ein Projekt aus: Hier finden Sie 
Projekte, die realisiert werden können, sobald 
die Finanzierung gewährleistet ist. Das Solida-
rit’eau-Team berät Sie gerne.
A	 Nehmen Sie mit dem entsprechenden Hilfs-
werk Kontakt auf: Dieses gibt Ihnen weitere 
Informationen, beantwortet Fragen oder stellt 
das Projekt in der Gemeinde vor. Sie über-
weisen Ihre Unterstützungsbeiträge direkt an 
das Hilfswerk, das Sie regelmässig über den 
Fortschritt des Projekts informiert.

Lohnendes Engagement
Die Unterstützung eines Wasserprojekts oder 
eine langfristige Partnerschaft mit einer Ge-
meinde in einem Entwicklungsland setzt ein 
Zeichen und zeigt der eigenen Bevölkerung 
auf, dass der Umgang mit der Ressource 
Wasser in einem grösseren Zusammenhang 
steht. Eine Gemeinde kann mit einem solchen 
Engagement ihrer Bevölkerung den Wert von 
Solidarität anhand eines konkreten Wasser
projekts oder einer Partnerschaft näherbrin-
gen. Die Stärkung des Solidaritätsgedankens – 
besonders auch bei Kindern und Jugendlichen 
– ist ein wichtiger Treiber für ein harmoni-
sches und engagiertes Zusammenleben auf 
kommunaler Ebene. In den Schulen liefert das 
unterstützte Projekt ein authentisches Beispiel 
für alle Themen rund ums Wasser. Kinder und 
Jugendliche lernen so den Wert von sauberem 
Wasser neu schätzen. Und nicht zuletzt erhal-
ten Menschen in Drittweltländern mit ihrem 
Schicksal und ihren Nöten ein Gesicht. 

Links und weitere Infos:  
www.pusch.ch/dossier

Daniele Polini, Projektleiter Solidarit’eau 
suisse, 044 299 95 76, 
daniele.polini@solidariteausuisse.ch, 
www.solidariteausuisse.ch

Das Label Solidarit’eau suisse 
Gemeinden, die einen Rappen pro verbrauchten Kubikmeter Wasser spenden, 
erhalten das Label «Solidarit’eau-suisse-Gemeinde». Die Labelübergabe kann als 
feierlicher Akt gestaltet werden. Damit trägt die Gemeinde ihr Engagement auch 
nach aussen; dies umso mehr, als Solidarit’eau suisse über eine internationale 
Plattform global vernetzt ist. Gemeinden oder Wasserversorgungen, die Projekte 
von Solidarit’eau suisse mit einem kleineren Betrag unterstützen, erhalten zwar 
kein Label, sie können jedoch jederzeit öffentlich über ihr Engagement und die 
Zusammenarbeit mit Solidarit’eau suisse informieren.
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Zehn Schritte zum Abfallkübel
Ein neues Unterrichtsdossier zum Thema Littering, das Pusch in Zusammenarbeit der Interessen

gemeinschaft für eine saubere Umwelt IGSU entwickelt hat, will den Respekt von Kindern und 

Jugendlichen gegenüber der Umwelt und dem öffentlichen Raum fördern. Es steht allen Interessierten 

gratis zur Verfügung.

Nadja Kälin  Die Ursachen von Littering sind vielschichtig. Ein wesent-

licher Grund sind unsere veränderten Lebensgewohnheiten: Wir sind 

immer häufiger unterwegs, nutzen den öffentlichen Raum intensiv und 

verpflegen uns dabei immer öfter mit vorverpackten Snacks und Geträn-

ken. Auch die persönliche Einstellung zur Umwelt und zum öffentlichen 

Raum beeinflusst unser Verhalten im Bezug auf Littering. Zudem ist die 

jeweilige Situation ausschlaggebend, ob gelittert wird oder nicht: Wo 

die soziale Kontrolle spielt, wird weniger gelittert als in der Anonymität. 

Auch die Gruppendynamik kann mitbestimmen, ob wir littern oder nicht.

Littering stört und kostet 

Das achtlose Wegwerfen oder Liegenlassen von Abfall im öffentlichen 

Raum ist ein grosses Ärgernis und verursacht enormen Aufwand. Litte-

ring beeinträchtigt die Lebensqualität und das Sicherheitsempfinden der 

Bevölkerung. Darüber hinaus verursacht es immense Reinigungskosten, 

die heute hauptsächlich von der öffentlichen Hand getragen werden. Ge-

mäss einer Studie des Bundesamts für Umwelt Bafu kostet die littering-

bedingte Reinigung fast 200 Millionen Franken jährlich. Rund drei Viertel 

dieser Kosten haben die Städte und Gemeinden zu tragen, ein Viertel 

entfällt auf Busse und Bahnen. Indirekte Kosten wie beispielsweise der 

Ausbau der Sammelinfrastruktur, häufigere Leerungen der Abfalleimer 

oder die Kosten von Kampagnen und Öffentlichkeitsarbeit sind nicht 

eingerechnet. Insgesamt liegen die Kosten des Litterings folglich noch 

einiges höher. 

Von Wohlerzogenen und Vorwurfsvollen

Nicht jede Person wird aus den gleichen Gründen zu Littering verführt. 

Eine Studie aus England segmentiert Litterer in verschiedene Typen: Die 

Keystone
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Wohlerzogenen (43 Prozent) werfen nur wenig achtlos weg, beispiels-

weise Schnipsel und Apfelgehäuse. Die Rechtfertiger (25 Prozent) ent-

schuldigen sich mit Aussagen wie «Das machen doch alle» oder «Es gibt 

halt zu wenige Abfallkübel». Andere sind sich überhaupt nicht bewusst, 

dass Littering ein Problem ist (12 Prozent). Die Schuldbewussten (10 Pro-

zent) littern und sind sich gleichzeitig bewusst, dass sie dieses Handeln 

nicht für richtig empfinden. Sie littern versteckt. Keiner Schuld bewusst 

sind sich hingegen die Vorwurfsvollen (9 Prozent), welche die Gründe 

nicht bei sich selber, sondern bei anderen suchen – zum Beispiel bei den 

überfüllten Abfalleimern.

Neben der individuellen Motivation spielen vor allem bei Jugendlichen 

oft auch gruppendynamische Faktoren eine Rolle. Man möchte vor den 

Kollegen nicht als Streber dastehen oder nicht der einzige der Gruppe 

sein, der sich korrekt verhält. Zudem spricht man beim Littering oft auch 

vom «Broken-Windows»-Effekt. Der Begriff geht auf eine These der 

Sozialforscher Wilson und Kelling zurück, welche besagt, dass eine zer-

brochene Fensterscheibe sofort repariert werden muss. Geschieht das 

nicht, setzt sich eine Negativspirale in Gang, die weitere Zerstörung oder 

Vernachlässigung nach sich zieht. Auf das Littering bezogen heisst das: 

Herumliegende Abfälle senken die Hemmschwelle, selber Abfall liegen-

zulassen. 

Patentrezepte gibt es nicht

Heiss diskutiert wird immer wieder die Frage, welche Massnahmen gegen 

das Littering wirkungsvoll sind. Patentrezepte gibt es nicht, und es hängt 

von der jeweiligen Situation ab, welche Massnahmen sinnvoll sind. 

Erfolg versprechend sind gemäss den Erfahrungen betroffener Städte 

und Gemeinden Massnahmenpakete, die langfristig ausgerichtet sind 

und auf verschiedenen Ebenen ansetzen – mit Öffentlichkeitsarbeit und 

Sensibilisierungskampagnen, mit einer angepassten Infrastruktur und 

häufigeren Reinigungstouren oder mit Kameraüberwachung und Bussen. 

In Diskussion sind aktuell auch finanzielle Massnahmen wie beispiels-

weise die Einführung eines Litteringrappens oder die Ausdehnung von 

vorgezogenen Entsorgungsgebühren auf alle Getränke-, Fastfood- und 

Zigarettenverpackungen mit dem Zweck, die Städte und Gemeinden für 

ihren litteringbedingten Aufwand zu entschädigen.

Fest steht: Um eine wirkliche Verhaltensänderung zu bewirken, braucht 

es ein Umdenken und eine Änderung der Einstellung. Deshalb ist der 

Stellenwert von Sensibilisierungsarbeit hoch einzuschätzen. 

Littering als Unterrichtsthema

Respekt vor der Umwelt und dem öffentlichen Raum kann schon früh 

vermittelt werden. Genau hier setzt das neue Unterrichtsdossier «Zehn 

Schritte zum Abfallkübel» an, das Pusch in Zusammenarbeit mit der 

Interessengemeinschaft für eine saubere Umwelt IGSU erarbeitet hat. 

Das Unterrichtsdossier umfasst zehn voneinander unabhängige Module 

und wurde für die Mittel- und Oberstufe konzipiert. Kinder und Jugend-

liche in diesem Alter fällen bereits selbständig Konsumentscheide und 

übernehmen damit eine Rolle, in welcher Verantwortungsbewusstsein 

gegenüber der Umwelt und dem öffentlichen Raum zum Tragen kommt. 

Mit der Sensibilisierungsarbeit beschäftigen sich gleich zwei Module 

des Unterrichtsdossiers. In einem Modul werden die Schülerinnen und 

Schüler angeleitet, einen Flashmob – eine kurze, überraschende Aktion 

einer Menschenmenge an einem öffentlichen Ort – durchzuführen. In 

einem weiteren Modul organisieren sie eine eigene Schulhauskampagne 

mit Wettbewerb, Rangverkündigung und Newsletter. Die Kampagne 

lässt sich durch Plakate und die Berichterstattung in lokalen Medien 

erweitern. Dadurch beschäftigen sich die Schülerinnen und Schüler nicht 

nur selber mit dem Thema, sondern mobilisieren auch die Mitschülerin-

nen und Mitschüler. Zudem üben sie Fertigkeiten wie Texte verfassen 

oder sich in einer Gruppe organisieren.

Ein weiteres Modul will den Schülerinnen und Schülern die eindrück-

lichen Kosten des Litterings greifbar machen. Dazu führen die Klassen 

eine Aufräumaktion an einem ausgewählten Ort durch und berechnen 

daraus die jährlichen Reinigungskosten für diesen Ort. Um den eigenen 

Umgang mit Littering zu reflektieren, können die Schülerinnen und 

Schüler zudem einen Selbsttest zum eigenen Litteringtyp machen und 

selbständig Antworten auf häufige Littering-Ausreden wie beispielsweise 

«Die Abfallkübel sind total überfüllt» oder «Littering schafft Arbeits-

plätze» erarbeiten. 

In Interviews testen sie das Wissen von Passanten zu Abfallfragen. Sie 

analysieren das eigene Abfallverhalten und überlegen sich, wie sie Abfall 

vermeiden können. Eine andere Aufgabe besteht darin, einen Picknick-

platz zu beobachten und die Veränderung vor und nach der Mittags-

pause zu dokumentieren. Ob der «Broken-Windows»-Effekt eingetreten 

ist, diskutieren sie nach einem Vergleich der verschiedenen Gruppen-

präsentationen.

Die Beschäftigung mit den Massnahmen gegen das Littering zeigt den 

Schülerinnen und Schülern in einem Rollenspiel auf, dass das Problem 

auch die Wirtschaft und die Behörden beschäftigt und keine Bagatelle ist, 

die nur den Schulhausabwart ärgert. In einer Podiumsdiskussion wägen 

die Schülerinnen und Schüler die Vor- und Nachteile von Litteringbussen, 

Sensibilisierungsarbeit, erhöhten Reinigungsfrequenzen, Littering-Unter-

richt an Schulen und Littering-Botschaftern gegeneinander ab. Dazu 

müssen sie sich in eine andere Person hineinversetzen, deren Standpunkt 

in der Diskussion vertreten und sich Argumente für und gegen die ver-

schiedenen Massnahmen überlegen.

Nadja Kälin, Pusch,  
Hottingerstrasse 4, Postfach 211,  

8024 Zürich,044 26744 11, 
mail@pusch.ch, www.pusch.ch/schule

Littering ärgert und verursacht hohe 
Kosten. Das neue Unterrichtsdossier 
will Kinder und Jugendliche für das 
Thema Littering sensibilisieren.

Unterrichtsdossier für die Mittel- und Oberstufe
Vom kurzen Auftrag bis zur umfassenden Schulhauskampagne: Das Unterrichtsdossier «Zehn 
Schritte zum Abfallkübel» beinhaltet für jedes Zeitbudget Ideen, wie Littering im Unterricht  
der Mittel- und Oberstufe thematisiert werden kann. Es umfasst zehn kostenlose, spannende 
und gebrauchsfertige Lernmodule zu verschiedenen Aspekten des Litterings und zeichnet sich 
durch eine abwechslungsreiche und aktivierende Methodenwahl aus. Im Lehrerkommentar 
sind weiterführende Informationen, die Lernziele und Hinweise zur Planung und Organisation 
der Unterrichtseinheiten übersichtlich zusammengefasst.

Das Unterrichtsdossier wurde von der IG saubere Umwelt IGSU zusammen mit Praktischer 
Umweltschutz Schweiz Pusch erarbeitet. Es steht allen Lehrpersonen kostenlos zur Verfügung 
und kann unter www.pusch.ch oder unter www.igsu.ch heruntergeladen werden. 

mailto:mail@pusch.ch
http://www.pusch.ch/schule
http://www.pusch.ch
http://www.igsu.ch
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Tagung, 22. November 2013, Lausanne

Lärm und öffentliche Einrichtungen

Musik, Nachtleben und laute Kundschaft – eine explosive Mischung, 

die oft für die Nachbarschaft ein Ärgernis darstellt und sowohl die Ver-

anstalter und Restaurantbetreiber als auch die Bewilligungsbehörden vor 

grosse Herausforderung stellt. Die Pusch-Tagung «Lärm und öffentliche 

Einrichtungen: Strategien und Massnahmen in der Gemeinde» zeigt kon-

krete Lösungsansätze zur Entschärfung dieser Zielkonflikte auf. Neben 

den rechtlichen Grundlagen und den technischen Aspekten für eine 

optimale Gebäudeisolation werden Praxisbeispiele aus verschiedenen 

Städten vorgestellt. Die Tagung bietet Gelegenheiten zum Austausch 

und ermöglicht den Teilnehmenden, ihre eigenen Interessen zu vertiefen. 

Das Angebot richtet sich an Verantwortliche und Mitarbeitende von Ge-

meinden sowie an Restaurantbetreiber, Ladenbesitzer, Architekten und 

Stadtplaner. Die Tagungssprache ist Französisch.

Weitere Informationen: www.pusch.ch/agenda

Vernehmlassung

Pusch revidiert das Umweltschutzgesetz

Das Umweltschutzgesetz wird zurzeit revidiert. Auslöser für die Revision 

ist die Initiative «Grüne Wirtschaft» der Grünen Partei Schweiz. Diese 

fordert im Wesentlichen eine Reduktion des ökologischen Fussabdrucks 

der Schweiz von heute 2,8 auf 1 Erde bis ins Jahr 2050. Die Revision des 

Umweltschutzgesetzes ist der indirekte Gegenvorschlag des Bundes. Der 

Gesetzesvorschlag befindet sich aktuell in der Vernehmlassung.  

Pusch begrüsst, dass mit der Revision die Wirtschaft in der Umweltpoli-

tik eine zentrale Rolle spielen soll. Um die lange geforderte Entkoppelung 

von Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch zu erreichen, ist ein 

Umbau der Wirtschaft unumgänglich. Ziel ist eine Kreislaufwirtschaft, die 

nur so viele Ressourcen verbraucht wie ihr zustehen. Bemerkenswert am 

Gesetzesvorschlag des Bundes ist, dass erstmals auch Umweltbelastun-

gen, welche die Schweiz im Ausland verursacht, miteinbezogen werden. 

In den letzten Jahrzehnten hat fast die gesamte Schwerindustrie die 

Schweiz verlassen und der grösste Teil der Ressourcen wird importiert. 

Das schont zwar die Umwelt in unserer Umgebung – die Umweltbelas-

tung selbst wird aber ins Ausland abgeschoben.

Neben diesen positiven Aspekten gibt es aber auch einiges zu be

mängeln. Insbesondere fehlen Ziele und konkrete Massnahmen. In einer 

Vernehmlassungsantwort schlägt Pusch folgende Änderungen vor: 
A	 Neben dem Leitziel der Verbesserung der Ressourceneffizienz braucht 

es ein gesetzlich verankertes Zwischenziel. So soll bis im Jahr 2025 der 

gesamte Ressourcenverbrauch der Wirtschaft und der Bevölkerung 

gegenüber 2010 um 25 Prozent sinken.
A	 Regulatorische Eingriffe durch den Staat sind nicht überall nötig. Viele 

Umweltziele lassen sich mit freiwilligen Branchenvereinbarungen oftmals 

effizienter erreichen. Leider machen aber kaum je alle Unternehmen 

bei solchen Vereinbarungen mit. Pusch fordert deshalb, dass Branchen

vereinbarungen allgemeinverbindlich werden, sobald die Hälfte aller 

Unternehmen einer Branche (oder diejenigen, die 70 Prozent der Um-

sätze erwirtschaften) zustimmen.
A	 In der Abfallwirtschaft gilt es, im Sinne einer Kreislaufwirtschaft das 

Recycling auszubauen. Abfälle sollen wenn möglich vermieden und – 

wenn das nicht möglich ist – stofflich verwertet werden. Abfälle, die sich 

nur mit unverhältnismässig grossem Aufwand rezyklieren lassen, sollen 

in effizienten Anlagen energetisch genutzt werden. Weil ein Finanzie-

rungssystem fehlt, werden Verpackungen aus Kunststoff heute kaum re-

zykliert. Pusch schlägt deshalb eine vorgezogene Recycling- und Entsor-

gungsgebühr auf allen Verpackungen (rund 1–2 Rappen) vor. Mit diesen 

Einnahmen liessen sich die Sammlung und Sortierung der Verpackungen, 

Massnahmen gegen das Littering sowie Forschungs- und Bildungsange-

bote, welche zur Reduzierung der Abfallmenge beitragen, finanzieren. 

Umweltunterricht

Erleben, verstehen, handeln 

Wir leben auf viel zu grossem Fuss und leihen uns viel zu viel von den 

kommenden Generationen. Wenn diese eine ebenso gute Lebensqualität 

erreichen sollen, sind Umdenken und Verhaltensänderungen nötig. Pusch 

unterstützt Klassenlehrpersonen bei der anspruchsvollen Aufgabe, die 

Umweltkompetenz junger Menschen zu entwickeln. Mit verschiedenen 

Schulangeboten vermittelt Pusch Wissen, zeigt Zusammenhänge auf und 

fördert die Verankerung von umweltbewusstem Handeln im Alltag. Zum 

Angebot gehören unter anderem Schulbesuche zu den Themenkreisen 

Abfall, Konsum und Littering, Energie und Klima sowie Wasser und Ge-

wässerschutz. Über 3000 Anmeldungen im Schuljahr 2012/13 zeugen 

vom Vertrauen der Klassenlehrpersonen in die Unterrichtsangebote von 

Pusch. Auch die praktischen Unterrichtsvorschläge, die Pusch auf einer 

Ideendatenbank zur Verfügung stellt, werden rege genutzt. Schon über 

7900 Besucher haben darauf zugegriffen. 

Passend zum neuen Schuljahr hat Pusch den Website-Bereich zum Um-

weltunterricht übersichtlicher gestaltet. Dort finden Interessierte weitere 

Informationen rund um die verschiedenen Umweltbildungsangebote und 

können sich direkt für den Umweltunterricht anmelden.  

Weitere Informationen: www.pusch.ch/schule

http://www.pusch.ch/agenda
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Hand hoch für den Klimaschutz
Um die Energiewende voranzubringen und die Bevölkerung direkt zu involvieren, tagt in Winterthur 

seit zwei Jahren eine jährliche Klima-Landsgemeinde. Im Rahmen eines Wettbewerbs können Projekte 

für den Klimaschutz im Stadtgebiet eingereicht werden. Das Preisgeld von 10 000 Franken bekommt, 

wer an der Landsgemeinde die meisten Hände für sein Projekt gewinnt.

Priska Messmer  Klimaschutz betrifft alle, deshalb sollen auch alle 

mitbestimmen – so die Idee der Winterthurer Klima-Landsgemeinde. An 

einer feierlichen Volksversammlung wird gemeinsam über Klima-Projekte 

für Winterthur entschieden. Ziel der Veranstaltung ist es, möglichst viele 

Winterthurerinnen und Winterthurer anzuregen, sich mit dem Thema 

Klimaschutz auseinanderzusetzen, selber Ideen zu entwickeln und aktiv 

zu werden. 

Abstimmen für den Klimaschutz

Die Klima-Landsgemeinde ist eine Kombination aus Wettbewerb und 

öffentlicher Veranstaltung, an der verschiedene Projekte zur Förderung 

des Klimaschutzes im Stadtgebiet von Winterthur vorgestellt werden. 

Einzelpersonen oder Gruppen aus Winterthur, die mit einem konkreten 

Vorhaben in ihrem Umfeld zum Klimaschutz beitragen möchten, zur 

Umsetzung aber finanzielle Unterstützung benötigen, bewerben sich bei 

der Klima-Landsgemeinde. Angenommen werden Vorhaben, die ent-

weder direkt zu einer CO2-Einsparung führen oder zur Information und 

Sensibilisierung der Bevölkerung beitragen. Eine Jury trifft nach festge-

legten Kriterien eine Vorauswahl der Projekte. Die Klima-Landsgemeinde 

entscheidet dann über die endgültigen Siegerprojekte und die Aufteilung 

des Preisgeldes in der Höhe von insgesamt 10 000 Franken. 

An der Landsgemeinde präsentieren diejenigen, die es in die Vor-

auswahl geschafft haben ihr geplantes Vorhaben. Anschliessend wird, 

wie üblich bei einer Landsgemeinde, per Handzeichen für die einzelnen 

Projekte abgestimmt. Im Gegensatz zu einer politischen Landsgemeinde 

sind hier sämtliche Personen willkommen, die in Winterthur wohnen, 

arbeiten, studieren oder zur Schule gehen. Die Ausschmückung mit 

Gestaltungselementen einer traditionellen Landsgemeinde, etwa eine 

Blaskapelle oder ein Jodel-Chörli, sorgen für die nötige Atmosphäre und 

Feststimmung.

Innovative Projekte küren

Diesen September tagte die Winterthurer Klima-Landsgemeinde bereits 

zum zweiten Mal. Bei der ersten Klima-Landsgemeinde im September 

2012 hatten sich 80 Personen versammelt und gemeinsam das Projekt 

«PlantArt» zum Siegervorhaben erkoren. Bei «PlantArt» handelt es sich 

um ein Kunstprojekt, bei dem eine vier Meter hohe Eisenplastik be-

grünt wird. Möglich wird dies durch eine integrierte Bewässerung mittels 

Regenwassersammlung und Tauchpumpe, welche mit Sonnenenergie 

betrieben wird. «PlantArt» zeigt, dass ein Lebensraum auch auf kleinster 

Fläche attraktiv und zugleich in Bezug auf die Versorgung mit Wasser 

und Energie unabhängig sein kann.

Auch dieses Jahr fanden sich 100 Einwohnerinnen und Einwohner  

auf dem Winterthurer Kirchplatz ein, um an der zweiten Klima-Landsge-

meinde ihre Stimme für innovative Projekte im Klimaschutz abzugeben. 

Diesjähriger Gewinner wurde der Verein «Läbesruum» mit seiner Idee 

eines Recyclingabos. Der Verein Läbesruum fördert die soziale Integration 

von Menschen, indem er ihnen Arbeit anbietet. Gleichzeitig rezyklieren 

und CO2 sparen – so die Grundidee des neusten Vorhabens. Kundinnen 

und Kunden des Recyclingabos können Glas, Alu, Nespressokapseln, 

Batterien und vieles mehr in einem einzigen Sack sammeln. Die Teil-

nehmer des Beschäftigungsprogramms des Vereins holen die Säcke regel-

mässig mit Elektrovelos ab, sortieren das Recyclinggut und bringen es zur 

Sammelstelle. So werden CO2-intensive Autofahrten zu verschiedenen 

Sammelstellen reduziert. 

Zur Eigenverantwortung anregen 

Angestossen und organisiert wird die Klima-Landsgemeinde von Energie

wende Winterthur, einer Kooperation zwischen der Energiestadt Gold 

Winterthur, der School of Engineering der Zürcher Hochschule für 

angewandte Wissenschaften ZHAW, dem Club of Rome und der Klima

schutzorganisation Myblueplanet. Gemeinsam mit der Winterthurer 

Bevölkerung arbeiten die vier Partner seit 2009 für die Energiewende 

in Winterthur. Die Projektteilnehmenden tragen mit eigenen Aktivitäten 

dazu bei, dass eine von fossilen Ressourcen unabhängige Energieversor-

gung in Winterthur Realität wird. Die Klima-Landsgemeinde bringt das 

Thema näher zu den Leuten und schafft Bewegung von unten, indem 

es die Eigenverantwortung jedes Einzelnen anregt – neben den nötigen 

politischen Weichenstellungen ein wichtiger Faktor für das Vorankom-

men im Klima- und Energiebereich.

Weitere Informationen: www.energiewende-winterthur.ch 
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Priska Messmer, Redaktorin, Pusch,  
Postfach 211, Hottingerstrasse 4,  

8024 Zürich, 044 26744 11,  
priska.messmer@pusch.ch, www.pusch.ch

http://www.energiewende-winterthur.ch
mailto:mail@pusch.ch
http://www.pusch.ch/schule
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Kongress, 14. November 2013, Solothurn

Die Energiewende in der Umsetzung

Auf Einladung der Agentur der erneuerbaren Energien und Energie

effizienz AEE wird die Schweizer Energiebranche auch dieses Jahr wieder 

zusammenkommen und gemeinsam mit Politik, Wirtschaft und Wissen-

schaft die konkrete Umsetzung einer neuen Energiepolitik diskutieren. Im 

Zentrum des zweiten nationalen Kongresses der AEE stehen praktische 

Beispiele der Energiewende auf den drei Ebenen Kantone und Kommu-

nen, Industrie und Gewerbe sowie Konsumenten und Bürgerinitiativen. 

Der Fokus liegt auf der Schweiz,  europäische Gäste und ihre Beispiele 

sollen aber ebenfalls Platz finden.  

Weitere Informationen: www.aee-kongress.ch

Kurzfilme

Von Älplern für Älpler

Um eine Alp zu bewirtschaften, ist viel Know-how nötig. Im Rahmen 

des Forschungsprogramms Alpfutur, das von Agroscope und der Eid-

genössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL 

koordiniert wird, sind drei Kurzfilme zur Bewirtschaftung und Pflege 

von Sömmerungsweiden entstanden. Erfahrene Älpler aus den Kantonen 

Bern, Graubünden und Wallis geben darin anhand konkreter Beispiele ihr 

Wissen weiter. Dabei steht die sorgfältige Nutzung der Alpweiden mit 

Kühen, Jungvieh und Milchziegen im Vordergrund. So erklärt etwa Armin 

Andenmatt, wie er mit seinen 150 Milchziegen wertvolle Weidefläche 

freihält. Die Filme möchten allen an der Bewirtschaftung der Sömme-

rungsweiden Beteiligten ihre Verantwortung bewusst machen und sie 

bei Entscheidungen zur Weideführung und -pflege unterstützen. Die drei 

fünfzehnminütigen schweizerdeutschen Filme sind auf Youtube oder als 

DVD beim landwirtschaftlichen Bildungs- und Beratungszentrum Planta-

hof erhältlich.

Weitere Informationen: www.alpfutur.ch/von-aelplern-fuer-aelpler

Online-Portal

Dokumentierte Naturvielfalt 

Naturvielfalt.ch ist das erste integrierte Erfassungsportal für Flora und 

Fauna in der Schweiz. Mit einem kostenlosen Benutzerkonto lassen sich 

hier eigene Naturbeobachtungen erfassen und verwalten. Eine zum 

Portal gehörige Smartphone-App erleichtert die Feldaufnahme und den 

Eintrag im Erfassungsportal. Die gesammelten Beobachtungen sind für 

alle Naturinteressierten sichtbar. Über die Erfassungen freuen sich nicht 

nur Naturfreunde, sondern auch die Natur selber. Die erfassten Beobach-

tungen tragen zu einem besseren Kenntnisstand über die Verbreitung 

und das Vorkommen von Flora und Fauna bei. Dies wiederum unter-

stützt den praktischen Naturschutz bei der Planung und Durchführung 

von Aufwertungsmassnahmen. Somit tragen die Daten zu Landschafts-, 

Arten-, und Naturschutz bei und helfen, die Artenvielfalt zu bewahren.

Weitere Informationen: www.naturvielfalt.ch

Vollzugshilfen

Kaminhöhe und Messmethoden

Zwei neue Vollzugshilfen des Bundesamtes für Umwelt Bafu zeigen 

auf, welche Minimalanforderungen die Luftreinhalteverordnung an 

die Ableitung schadstoffbelasteter Abluft stellt und wie sich die bei 

Feuerungen entstehenden Emissionen messen lassen. Die Ableitung von 

Abgasen über das Dach via Kamin dient der vorsorglichen Verdünnung 

der Schadstoffe, so dass die Belastung in unmittelbarer Umgebung nicht 

zu Beeinträchtigungen führt. Die in der einen Vollzugshilfe vorliegenden 

Kamin-Empfehlungen sind behördenverbindlich und bei der Beurteilung 

von Bauvorhaben und bei Anlagenkontrollen zu berücksichtigen. Die 

andere Vollzugshilfe zeigt auf, wie im Sinne der Luftreinhalteverordnung 

Schadstoffemissionen an Feuerungen zu messen und zu beurteilen sind. 

Sie beschreibt die Messung der Emissionen von Öl- und Gasfeuerungen 

bis zu einer Leistung von einem Megawatt und von Holzfeuerungen bis 

siebzig Kilowatt. Die Vollzugshilfen richten sich in erster Linie an kanto-

nale und kommunale Vollzugsbehörden, Architekten und Baufachleute, 

private und behördliche Messfachstellen sowie an interessierte Fachleute. 

Weitere Informationen: www.bafu.admin.ch/UV-1318-D, www.bafu.admin.ch/
UV-1319-D

Tagung, 16. Oktober 2013, Brugg Windisch

Spe(c)kulationen

Spätestens seit der Finanz- und Ernährungskrise 2008 sind Boden, Was-

ser, Saatgut und Agrarland ins Zentrum der Interessen von Anlegern 

und Firmen geraten. Wenn alles flüchtig wird, dann ist nur noch das 

Essen eine garantierte Notwendigkeit und ein sicherer Hafen für Geld-

anlagen. Die Spekulationen mit Agrarrohstoffen, das Landgrabbing, 
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die Patentierung von Saatgut sowie die Machtkonzentrationen entlang 

der Wertschöpfungsketten sind die dunklen Seiten dieser Medaille. Das 

Menschenrecht auf Nahrung ist bedroht. Mit unserem Konsum, unseren 

Geldanlagen, auch indirekt über unsere Pensionskassengelder, sind wir 

daran beteiligt. Die Tagung «Spe(c)kulation – wie wir uns an den Lebens

mitteln des Südens gütlich tun» der Fachhochschule Nordwestschweiz 

eröffnet eine Diskussion rund um die komplexen Zusammenhänge zwi-

schen Geld und Essen, zwischen Geldanlagen, Altersvorsorge und den 

sozialen und ökologischen Folgen.  

Weitere Informationen: www.fhnw.ch/technik/ign/veranstaltungen

Modellvorhaben 

Für eine nachhaltige Raumentwicklung

Der Raum ist hierzulande ein knappes Gut. Umso wichtiger ist es, haus-

hälterisch und koordiniert damit umzugehen. Doch insbesondere in Ag-

glomerationen kommt es auf der Ebene von Gemeinden und Regionen 

häufig zu verfahrenen Situationen, die sich nicht mit Rezepten aus dem 

Handbuch entschärfen lassen. Um die nachhaltige Raumentwicklung 

vorwärts zu bringen, fördert der Bund seit 2002 innovative Ansätze 

durch Modellvorhaben. Deren Umsetzung erfolgt meist auf kommunaler 

und regionaler Ebene. Die neue Ausgabe der Zeitschrift «Forum Raum-

entwicklung» zeigt, dass die zweite Staffel der Modellvorhaben erfreuli-

che Resultate erzielt hat. In zahlreichen Gemeinden und Regionen haben 

die Projekte wichtige Prozesse in Gang gesetzt, die vielerorts als Vorbild 

dienen können. Darüber hinaus fliessen die Resultate dieser Modellvor-

haben auch auf Bundesebene ein und schlagen sich in der Verstetigung 

und Anpassung der raumwirksamen Politik nieder. Nun gilt es, an die 

Erkenntnisse anzuknüpfen und sie in neue Projekte einzubringen.

Weitere Informationen: www.are.admin.ch/dokumentation/00880

Neuerscheinung

Umweltrecht kurz erklärt

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung der 50er- und 60er-Jahre und der 

damit verbundenen stärkeren Nutzung der Umwelt traten erste gravie-

rende Umweltprobleme zu Tage. Als Reaktion darauf und parallel zum 

zunehmenden Wissen über ökologische Zusammenhänge entwickelte 

sich eine stetig verfeinerte und umfassendere Umweltgesetzgebung, 

welche in den letzten Jahrzehnten konstant gewachsen ist. Eine neue 

Broschüre des Bundesamtes für Umwelt Bafu gibt einen Überblick über 

die Vielfalt der schweizerischen Umweltgesetzgebung. Das nationale und 

das einschlägige internationale Recht sind umfassend und in ihrer gegen-

seitigen Abhängigkeit dargestellt. Grafische Darstellungen erlauben zu-

dem einen visuellen Zugang zur abstrakten Welt des Rechts. 

Weitere Informationen: www.bafu.admin.ch/UD-1072-D 

Neuauflage

Small is beautiful 

1973 setzte sich Ernst Friedrich Schumacher, britischer Ökonom deut-

scher Herkunft, der Gefahr aus, als unmodern und rückständig gebrand-

markt zu werden: In seinem späteren Weltbestseller «Small is beautiful» 

entwarf er die Idee einer – wie wir sie heute nennen – Postwachstums

gesellschaft. Der Technikgläubigkeit seiner Zeit setzte er eine Wirtschafts-

weise entgegen, in der Ethik und Moral ihren Platz haben und in der die 

Ökonomie wieder ins Soziale eingebettet ist. Er forderte eine Rückkehr 

zum menschlichen Mass. 40 Jahre später ist diese Idee zukunftsweisend 

und moderner denn je. Das Standardwerk der ökologischen Literatur 

wird deshalb vom Oekom Verlag 2013 neu aufgelegt. Die Neuausgabe 

macht die hochaktuellen Thesen Schumachers einer breiten Leserschaft 

wieder zugänglich und bietet Hintergründe zu Buch und Autor. Ergänzt 

wird das Werk durch ein Vorwort des Volkswirtschafters und Postwachs-

tums-Experten Niko Paech. 

Ernst F. Schumacher, Oekom Verlag, München, 2013, 320 Seiten,  
ISBN-13: 978-3-86581-408-1, www.oekom.ch

Leitfaden

Waldränder ökologisch aufwerten

Spaziergängerinnen und Wanderer kennen das Bild: Vielerorts wirken 

Waldränder wie mit dem Lineal gezogen. Solch menschengemachte 

Waldgrenzen nehmen vielen tierischen Waldbewohnern und Pendlern 

zwischen offenen Wiesen und Wäldern wichtige Schlupfwinkel und 

Nahrungsquellen. Mit gezielten Massnahmen werden aus solch schar-

fen wieder strukturreiche Waldränder. Pro Natura dokumentiert ihre 

Erfahrungen und ihr Wissen im neuen Praxis-Leitfaden «Waldränder 

ökologisch aufwerten». Dieser unterstützt bei der erfolgreichen Planung 

und Durchführung von Aufwertungsprojekten. Der Leitfaden richtet sich 

an Forstfachleute, Waldeigentümer sowie Akteure und Akteurinnen aus 

Landwirtschaft, Jagd und Naturschutz. 

Beiträge zum Naturschutz in der Schweiz Nr.33 (2013), ISSN-Nr. 1421-5527, www.
pronatura.ch/waldrandbroschure

Sachbuch

Schlaue Netze

Welche Faktoren sind für den Erfolg der Energiewende entscheidend? 

Die Weiterentwicklung der Elektromobilität und der Ausbau dezentra-

ler, intelligenter Stromnetze, die unsere Versorgung mit grüner Energie 

sicherstellen. Doch können innovative Mobilitäts- und Energieversor-

gungskonzepte so miteinander verknüpft werden, dass sie sich gegen-

seitig befruchten? Ausgehend vom neuesten Stand der Technik eröffnen 

die Sozialwissenschafter Weert Canzler und Andreas Knie in ihrem neuen 

Buch «Schlaue Netze. Wie die Energie- und Verkehrswende gelingt» zu-

kunftsträchtige Synergiepotenziale.

Weert Canzler & Andreas Knie, Oekom Verlag, München, 2013, 136 Seiten,  
ISBN-13: 978-3-86581-440-1, www.oekom.de
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Energie und Heimatschutz im Clinch
Die Förderung erneuerbarer Energien und der Schutz von Natur und Kulturgütern sind öffentliche 

Interessen, die sich in der Praxis in die Quere kommen können. Aus Sicht von Ständerat Joachim Eder 

haben die Gutachten der Eidgenössischen Natur- und Heimatschutzkommission heute ein zu starkes 

Gewicht. Mit einer parlamentarischen Initiative will er das ändern. Adrian Schmid, Geschäftsleiter  

des Schweizer Heimatschutzes, hingegen ist überzeugt, dass sich die Energiewende umsetzen lässt,  

ohne die Schutzansprüche von Baudenkmälern und Landschaften zu schmälern. Er lehnt die Initiative 

entschieden ab. 

Adrian Schmid, Geschäftsleiter Schweizer Heimatschutz,  
Seefeldstrasse 5a, Postfach, 8032 Zürich, 044 254 57 00, 
www.heimatschutz.ch, adrian.schmid@heimatschutz.ch

Energiewende – kein Widerspruch zu Natur- und Heimatschutz
Es ging um Fragen der Restwassermengen wie auch um den 

Schutz eines Wehrs. 

Es gibt genügend ungeschützte Dächer

Aus Sicht des Schweizer Heimatschutzes ist die Aufweichung 

des Schutzes unserer Ortsbilder, Baudenkmäler und schützens-

werten Landschaften für die Energiewende in keiner Art und 

Weise relevant. Der Gesamtgebäudebestand in der Schweiz be-

trägt 1,8 Millionen Gebäude. Davon sind etwa fünf Prozent, das 

heisst maximal 90 000 Gebäude, als Denkmal geschützt. Weitere 

rund zehn Prozent stehen in einem Kontext von denkmalpflege-

rischem Interesse (beispielsweise Ortsbilder, Ensembles). 

Die Umsetzung der Energiewende muss dem Prinzip folgen, 

mit möglichst wenigen Eingriffen den höchstmöglichen Nutzen 

zu erzielen. Wenn dieser Grundsatz umgesetzt werden soll, stellt 

sich die Frage, weshalb es nicht eine Pflicht gibt, Solaranlagen auf 

Neubauten zu realisieren. Bei Neubauprojekten kann der höchst-

mögliche Nutzen mit einem verhältnismässig geringen und auch 

praktikablen Aufwand realisiert werden. Dies im Unterschied zu 

den 90 000 denkmalgeschützten Objekten, den Kronjuwelen der 

Schweiz, die geopfert werden sollen. Sie sind aufgrund der oft 

verwinkelten Dachflächen unter dem Aspekt der Effizienz und 

der Effektivität nicht relevant. Kompakte Altstädte sind zudem 

oftmals bezüglich Energieeffizienz attraktiver als Siedlungen mit 

neuerem Energiestandard. Der Heizwärmebedarf beträgt in einer 

typischen Schweizer Altstadt jährlich 173 Megajoule pro Quad-

ratmeter. In Siedlungen mit Energiestandard aus dem Jahr 2009 

sind es dagegen 249 Megajoule. 

Pflicht für Solaranlagen bei Neubauten

Heute beträgt der Anteil der erneuerbaren Energien an der 

Stromproduktion rund 56 Prozent (54 Prozent Wasserkraft, 

2 Prozent andere erneuerbare Energien). Der Anteil Solarstrom 

Adrian Schmid  Nach der Katastrophe von Fukushima 

spricht sich der Bundesrat für den Atomausstieg und die För-

derung erneuerbarer Energien aus. Das begrüsst der Schweizer 

Heimatschutz ausdrücklich. Aktuell legt die Landesregierung die 

Botschaft zur zukünftigen Energiepolitik vor. Der parlamentari-

sche Prozess ist eröffnet.

Verbunden mit der geplanten Energiewende steigt leider 

der Druck auf unsere Baudenkmäler. Konkret ist ein vierfacher 

Angriff auf den Denkmal- und Heimatschutz zu konstatieren: 

Erstens wird der Geldhahn zugedreht. So werden in der Kultur-

botschaft 2012–2015 jährlich fünf Millionen Franken gestrichen. 

Zweitens kommt es zum Ausverkauf von geschützten Objekten. 

Der Kanton Bern bietet beispielsweise im Rahmen einer de-

zentralen Verwaltungsreform einen grossen Teil seiner Burgen 

und Verwaltungshäuser zum Verkauf an. Drittens werden Gross-

projekte aufgegleist, die im Konflikt zum Bundesinventar der 

Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung 

(BLN) stehen. So zum Beispiel das geplante Wasserkraftwerk 

am Schaffhauser Rheinfall oder der Helikopterlandeplatz im 

Gebiet der Monte-Rosa-Hütte oberhalb von Zermatt. Und der 

üble vierte Streich folgt sogleich: Die Revision des Natur- und 

Heimatschutzgesetzes ist eingeleitet – aufgrund einer über-

wiesenen Parlamentarischen Initiative, die auch den Stellenwert 

der beiden Kommissionen für Natur- und Heimatschutz (ENHK) 

sowie Denkmalschutz (EKD) massiv einschränken will.

Von 2007 bis 2012 begutachtete die EKD insgesamt 100 Pro-

jekte, davon waren lediglich drei energierelevant. Konkret be-

trafen sie die Kraftwerke in Birsfelden, Hagneck und Rheinau. 

http://www.heimatschutz.ch
mailto:adrian.schmid@heimatschutz.ch
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Ohne Eingeständnisse geht es nicht

Joachim Eder, Ständerat,  
von 2001–2012 Regierungsrat im Kanton Zug,  

www.jeder.ch, joachim.eder@parl.ch

Joachim Eder  Bei meiner parlamentarischen Initiative, die 

von den zuständigen Kommissionen für Umwelt, Raumplanung 

und Energie (UREK) des National- und Ständerates positiv auf-

genommen wurde, geht es um die Eidgenössische Natur- und 

Heimatschutzkommission (ENHK) und ihre Aufgabe als Gut-

achterin. 

Mit dem Vorstoss wirbelten meine 15 Mitunterzeichner und 

ich einigen Staub auf. Von einem Angriff auf Natur und Hei-

mat war die Rede. In Zuschriften an die Mitglieder der UREK-

NR wurde ich mit unschönen Ausdrücken qualifiziert: Von «dro-

hender Demontage des Denkmalschutzes», «unausgereiftem 

und verheerendem Schnellschuss», «unnötiger Aushöhlung des 

pragmatischen Naturschutzes» war die Rede. Zudem wurde mir 

vorgeworfen, ich würde die Energiewende nur als Vorwand be-

nützen, um den Landschaftsschutz grundsätzlich zu schwächen.

All dies kann ich nicht gelten lassen. Es sind teils haltlose 

Unterstellungen, die ich entschieden zurückweise. Sie verken-

nen die Hauptstossrichtung meines Anliegens, teilweise wohl 

absichtlich. Mir geht es einzig und allein um den Stellenwert 

der ENHK-Gutachten. Diese dürfen nicht automatisch so hoch 

gewichtet werden, sondern müssen bei der Entscheidbehörde 

in die Gesamtinteressenbeurteilung miteinbezogen werden. Sie 

können nach wie vor eine wichtige Grundlage bilden, dürfen 

aber nicht allein ausschlaggebend und quasi sakrosankt sein. 

Eine nicht vom Volk direkt legitimierte Kommission soll zu-

künftig kein so grosses Gewicht mehr besitzen. Insbesondere 

dann, wenn Entscheidungen in einem demokratischen Prozess 

zustande gekommen sind. 

Güterabwägung ist unumgänglich

Es geht mir auch nicht nur um die Energieproblematik. Diese hat 

im ganzen Thema zwar ein spezielles Gewicht. Gerade bei Ener-

gieprojekten, welche den Ausbau der Wasserkraft, von Solar

anlagen und der Windenergie zum Ziel haben, ist eine Güter

abwägung nämlich unumgänglich. Deshalb ist es nötig, Farbe zu 

bekennen und eine neue Gewichtung von Schutz und Nutzung 

vorzunehmen, sonst bleibt die Abwendung von der Kernenergie 

und die Forderung nach erneuerbaren Energien ein reines Lip-

penbekenntnis. Kompromisslos den Atomausstieg zu fordern, 

ohne gewisse Eingeständnisse im Natur- und Heimatschutz ein-

zugehen, bringt uns in der Energiefrage nicht weiter. 

Kantone müssen gestärkt werden

Allerdings geht es beim Vorstoss klar nicht um die Frage der Stär-

kung und Schwächung der Natur und des Heimatschutzes, son-

dern um den Stellenwert der Gutachten der ENHK. Auch unser 

gegenwärtiges System hinterfrage ich: Wollen wir Entscheid-

kompetenzen an eine demokratisch nicht legitimierte Kommis-

sion abdelegieren und damit die Entscheidungsbefugnis unserer 

Organe und Behörden wesentlich einschränken?

Die ENHK wurde zu einem Zeitpunkt ins Leben gerufen, als 

die Kantone im Umweltschutzrecht noch keine eigenen Behör-

den und Kompetenzen hatten. Heute verfügen sie mehrheitlich 

über sehr professionelle Umweltschutzbehörden. Mein Vorstoss 

berücksichtigt dies und soll die Kantone stärken. Als ehemaliger 

Regierungsrat frage ich mich nämlich: Warum wird die Interes-

senabwägung auf kantonaler Ebene abgewürgt? Die Kantone 

können diese durchaus ebenfalls vernünftig handhaben. Mit 

meinem Lösungsvorschlag gibt es auch keine «Carte blanche». 

Durch das Ergreifen der Rechtsmittel ist immer ein Gang vors 

Bundesgericht möglich; eine «unité de doctrine» ist also sicher-

gestellt!

Die heutige Praxis der ENHK-Gutachten führt dazu, dass die ent-

scheidenden Instanzen gemäss geltendem Recht beim Vorliegen 

von lediglich kantonalen Interessen vom Gutachten der ENHK 

nicht abweichen dürfen, oder dann nur aus triftigen Gründen. 

Und um solche handelt es sich, wenn das Gutachten der ENHK 

«Irrtümer, Lücken oder Widersprüche» enthalten würde. Das ist 

für mich eine zu hohe Hürde. Gemeinden und Kantone werden 

vom Bundesgericht denn auch oft zurückgepfiffen, wenn sie 

anders entscheiden, als die Gutachten der ENHK vorgaben. Das 

geht nicht. Deshalb muss der Gesetzgeber den Stellenwert die-

ser Gutachten ändern.

machte im Jahr 2010 bloss 0,1 Prozent des gesamten Stromver-

brauchs aus. Mit den Energieperspektiven 2050 strebt der Bun-

desrat einen Photovoltaik-Stromanteil von 20 Prozent an. Um 

dieses Ziel zu erreichen, braucht es nach dem Branchenverband 

Swissolar nur die Hälfte der knapp 200 Quadratkilometer der zur 

Verfügung stehenden Dachflächen. Es ist also für das bundes-

rätliche Ziel völlig unnötig, die geschützten Baudenkmäler mit 

Solaranlagen zu verunstalten. Den Kantonen und Gemeinden 

sei jedoch empfohlen, Zonen mit Bewilligungspflicht für Solar-

anlagen zu definieren. 

Keystone

http://www.jeder.ch
mailto:joachim.eder@parl.ch
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Zehn Schritte zum Abfallkübel
Ab sofort verfügbar: Unterrichtsdossier für die Mittel- und Oberstufe

Kostenlose, spannende und 

gebrauchs fertige Lernmodule 

mit Lehrerkommentar zum 

Thema Littering

Vom kurzen Auftrag bis zur umfassenden Schulhauskampagne: Das Dossier beinhaltet für jedes Zeitbudget Ideen, 
wie Littering im Unterricht thematisiert werden kann. 
Nehmen Sie das Thema Littering im Unterricht auf, beispielsweise mit 

einer Diskussion über verschiedene Motivationen zum Littern und einem 
Selbst test zum eigenen Littering-Typ;

einem Rollenspiel über eine alltägliche Litteringsituation;

ei ner Schulhauskampagne, mit der die 
Schülerinnen und Schüler versuchen, andere 
für korrektes Verhalten zu motivieren.
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 Lernmodul 9: Wir wollen ein sauberes Schulhaus

Unterrichtsdossier Littering «Zehn Schritte zum Abfallkübel»

 

Arbeitsblatt 9a | 

Wir wollen ein sauberes Schulhaus!

Arbeitsblatt 9a

Auftrag 1: Eine bekannte Kampagne recherchieren 

1) Kennt ihr eine Kampagne? Schreibt den Namen und das Ziel der Kampagne auf. 

2) Welche Massnahmen hat man in eurem Beispiel getroffen? Kreuzt an und ergänzt die Massnahmen.

Zur Hilfe könnt ihr auch in Zeitungen, Zeitschriften oder im Internet recherchieren.

Name der Kampagne:

Ziel der Kampagne:

Massnahmen der Kampagne:

Plakate

Inserate 

Facebook

Handy-App

Fernsehspots

Radiospots

Flyer

Diskussion auf Twitter

Informationsstand

Newsletter

Website

Wettbewerbe

40

 Lernmodul 6: Begegnung am See

Unterrichtsdossier Littering «Zehn Schritte zum Abfallkübel»

 

Arbeitsblatt 6 | 

Gemeindearbeiter

Ausgangslage: Das Schulhaus liegt direkt am See. Die Schülerinnen und Schüler können in ihrer 

Pause die Seepromenade und die Bänke nutzen. Ebenfalls am Seeufer befindet sich ein kleiner Imbiss-

stand, der Sandwiches und Getränke verkauft. Die Schülerinnen und Schüler sind gute Kunden des 

Imbissstands. Sie kaufen oft Getränke und Esswaren und verpflegen sich am Seeufer. 

Die Seepromenade ist öffentlich und deshalb auch beliebt bei der übrigen Bevölkerung.

Situation: Neben dem Imbissstand sitzt eine Einwohnerin auf einer Bank und ruht sich aus. Auf der 

Bank daneben sitzen eine Schülerin und ein Schüler. Sie essen Sandwiches, die sie beim Imbissstand 

gekauft haben. In der Nähe wischt der Gemeindearbeiter herumliegende Abfälle weg. Als die Pausen-

glocke läutet, stehen die beiden Schüler auf und lassen ihren Abfall auf der Bank liegen.

Name:
Alter: 

Hobbys:
Deine Meinung: Du machst deine Arbeit eigentlich gerne. Am liebsten machst du Gartenarbeiten im 

Dorf. Immer mehr Arbeitszeit geht jedoch für die Reinigung der Seepromenade verloren. Das nervt dich. 

Du hast beobachtet, dass auch andere Besucher der Seepromenade littern und nicht nur die Schüle-

rinnen und Schüler. Du bist der Ansicht, dass der Imbissstand einen Teil der Reinigung übernehmen 

sollte, da viele der Abfälle von dort stammen. 

Was sagst du im Rollenspiel?

20

 Lernmodul 3: Recycling-Kreislauf von Getränkeverpackungen 

Unterrichtsdossier Littering «Zehn Schritte zum Abfallkübel»

Der Rohstoff für Aluminium 

ist Bauxit. 90 % des Bauxits 

kommen in den Ländern des 

Tropen gürtels vor, beispiels-

weise Australien, Westafrika, 

Jamaika und Brasilien.
Gebrauchtes Aluminium kann 

ohne Qualitätsverluste zu Vor-

material für neue Aluminium-

produkte aufbereitet werden. 

Durch das Recycling bleibt der 

wertvolle Rohstoff erhalten.

Vormaterial von Aluminium-

dosen sind Aluminiumbänder. 

Aus den Aluminiumbändern 

werden Näpfe gestanzt und 

Dosenkörper geformt.

Die Recyclingwerke schmelzen 

Aluminiumschrott wieder ein. 

Wird Aluminium rezykliert, 

können 95 % der Herstellungs-

energie gespart werden. Aluminiumdosen sind leicht, 

unzerbrechlich und bilden eine 

gute Barriere gegen Keime.
Aus Bauxiterz wird in drei 

Schritten reines Aluminium 

gewonnen. Ein Zwischenprodukt 

ist die Tonerde.

Die gesammelten Aluminium-

dosen gelangen in Sortierwerke. 

Dort werden sie von Fremd-

materialien getrennt und für 

die Weiterverarbeitung bereit 

gemacht.
Sammelbehälter stehen in fast 

allen Schweizer Gemeinden und 

Städten zur Verfügung. Oft wer-

den im gleichen Container auch 

Konservendosen gesammelt.
Aus Tonerde wird flüssiges 

Aluminium gewonnen.

Recycling-Kreislauf von Getränkeverpackungen 

Arbeitsblatt 3Auftrag 1: Den Recycling-Kreislauf von Aluminium erkennen 

Schneidet die Bilder aus und ordnet sie in der richtigen Reihenfolge an. 4

4 www.igora.ch [Zugriff: 15.8.13]
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Lernmodul 2: Welche Litteringtypen gibt es?

Unterrichtsdossier Littering «Zehn Schritte zum Abfallkübel»

 | Arbeitsblatt 2 

Auftrag 2: Test Litteringtyp ausfüllen 

Finde heraus, welcher Litteringtyp du selbst bist. Mache diesen Test und kreuze die zutreffenden 

 Antworten an. 2 Du darfst mehrere Antworten ankreuzen. 

Zähle anschliessend mit Hilfe der Tabelle am Schluss dieser Aufgabe die Anzahl angekreuzter Symbole 

zusammen.
1. Litterst du ab und zu?a

Ja, denn die Kübel sind meistens an den falschen Orten aufgestellt oder überfüllt.

b
Ab und zu passiert es halt, dass mir etwas runterfällt oder ich etwas am Boden vergesse.

c
Ja, denn das Leben ist zu kurz, um extra zum Kübel zu laufen.

d
Nein, Abfall auf dem Boden stört mich. Deshalb lasse ich nichts liegen.

e
Wenn gerade niemand schaut, bin ich manchmal zu faul, extra zum Kübel zu gehen.

f
Ja, wenn alle anderen das auch machen.

2. Ich finde Leute, die ihren Abfall einfach auf den Boden werfen, sind … 

a
… faul.b

… gedankenlos.
c

… unhöflich.d
… faul, aber wenn keine Kübel dastehen, ist es verständlich.

e
… nicht auf meiner Wellenlänge.

3. Wenn mich jemand beim littern ertappt …

a
… ist mir das sehr peinlich.

b
… dann begründe ich mein Verhalten.

c
… das passiert mir nie.

d
… habe ich ein sehr schlechtes Gewissen.

e
… finde ich das nicht so schlimm.

2 ENCAMS Research Report (2007): People who litter. Verfügbar unter: www2.keepbritaintidy.org [Zugriff: 15.8.13]. Test Pusch.
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 Lernmodul 1: Begriffe und Zahlen rund ums Littering

Unterrichtsdossier Littering «Zehn Schritte zum Abfallkübel»

Eine kurze und einprägsame Aussage. Die Aussage soll das 

Publikum beeinflussen. Der Begriff wird häufig in Werbung 

oder Politik gebraucht.Das Bewusstmachen eines Anliegens, z. B. das Bewusst-

machen, dass Littering der Umwelt, den Menschen und Tieren 

schadet. Der Begriff kommt aus dem Lateinischen und steht 

für Sinn oder Empfindung.Ein Effekt, den man beim Littering beobachtet. Je mehr Abfall 

am Boden liegt, desto eher werfen die Leute weiteren Abfall 

auf den Boden. 
Eine kurze, überraschende Aktion einer Menschenmenge an 

einem öffentlichen Ort. 2 Die Teilnehmenden machen während 

ein paar Minuten alle dasselbe und erreichen dadurch die 

Aufmerksamkeit des Publikums.In Zusammenhang mit Littering wird damit ein Ort bezeich-

net, an welchem häufig und viel gelittert wird. Picknickwiesen 

oder öffentliche Treffpunkte sind  Beispiele dafür. 
Sie machen Touren durch Städte und Gemeinden in der 

ganzen Schweiz. Im persönlichen Gespräch machen sie auf 

das Littering-Problem aufmerksam und informieren über den 

richtigen Umgang mit Abfall und Wertstoffen.
Das Fallen- oder Liegenlassen von Abfall im öffentlichen 

Raum.3 Das illegale Entsorgen von Abfall gehört nicht dazu.

Ein unverarbeiteter, natürlicher Stoff. Dieser wird aus der 

Natur gewonnen, um daraus Gebrauchsmaterial herzustellen.

Slogan

Rohstoff
Flashmob

Sensibilisierung
Littering

Hot Spot
Lawineneffekt

Littering- 
Botschafter

Begriffe und Zahlen rund ums Littering

Arbeitsblatt 1

Auftrag 1: Begriffe zuordnen In der linken Spalte findet ihr Begriffe, die auf den Arbeitsblättern zum Thema Littering auftauchen. 

In der rechten Spalte findet ihr die Definitionen. 

Verbindet die Begriffe mit den richtigen Definitionen. Benutzt für jeden Pfeil eine andere Farbe. 

 Überprüft anschliessend eure Lösung mit dem Lösungsblatt.

2 www.duden.de [Zugriff: 18.7.13]
3 BAFU (2011): Littering kostet. Verfügbar unter: www.bafu.admin.ch [Zugriff: 31.5.13]
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